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Beschränkte Freiheit
Erika Feyerabend

Mensch will und soll und muss mobil sein. Selbst in Zeiten der 
Klimakatastrophe wird nicht auf ein oder zwei oder drei Autos 

oder auf das Fliegen verzichtet. Jedenfalls gilt das für diejenigen, die 
sich diese Art der Fortbewegung noch leisten können. Distanzen 
problemlos überwinden können, das ist Freiheit. Wenn man Frei-
heit nicht nur als bequeme Art der Überwindung von Raum ansieht, 
sondern auch eine zeitliche Dimension in den Blick nimmt, müssen 
auch die kommende Generation und deren Freiheiten berücksichtigt 
werden, nach dem Motto: Jetzt nicht fliegen, damit die nächste Gene-
ration noch atmen kann.

Schon das zu denken, ist nicht einfach. Denn liberale Freiheit, 
konzipiert im Rahmen der philosophischen Tradition, war schon 
lange als eben räumliche Bewegungs»freiheit« vorgestellt. Abgese-
hen davon gibt es immer mehr Menschen, die nicht freiwillig den 
Ort wechseln, sondern dazu gezwungen sind, etwa wegen extremer 
Auswirkungen der Klimakatastrophe, politischer Verfolgung, Krieg. 
Als Freiheit kann man das Reisen oder Sichbewegen ohnehin nur 
bezeichnen, wenn man die Alternative hat, auch in seinem Lebens-
umfeld bleiben zu können.

Als Freiheit wird heute auch propagiert, was ich mit meinem  
Körper mache. Schließlich entscheide ich über »meinen« Körper. 
Zum Beispiel wird die Frage der reproduktionsmedizinisch ermög-
lichten »Mietmutterschaft« oder »Eizellabgabe« (→ Seite 6) thema-
tisiert als »Was will ich mit meinem Körper machen?«. Wenn ich 
zugestimmt habe, zu geben oder zu nehmen oder zu mieten und zu 
vermieten, soll das keine Frage von gesellschaftlichem Interesse mehr 
sein. Es soll eine freie, individuelle Entscheidung zwischen zwei Op-
tionen sein. Imaginiert wird der Mensch als Eigentümer seiner selbst. 
Ein solches Besitz-Individuum kann also nicht nur über Sachen gren-
zenlos verfügen, sondern auch über sich selbst.

So wird Beihilfe zur Selbsttötung als Entscheidung zwischen  
den Optionen »Leben oder Sterben« mit Rechtsanspruch propagiert  
(→ Seite 5). Wie sehr wir von Mitmenschen, heute besonders auch  
durch gedruckte und digitale Medien, beeinflussbar sind, zeigen alte  
Studien zum Suizid und neuere Überlegungen zur Dienstleistung  
Suizidbeihilfe. Botschaften vom Suizid als Freiheitsakt, als heroische  
Tat, dominieren, besonders wenn es um assistierte Selbsttötung 
geht. Das kann zu Nachahmungseffekten führen, wie sie schon beim 
spontanen Suizid bekannt sind. Besser wäre es, Geschichten darüber 
zu erzählen, wie Verzweiflungen bewältigt und solidarisch begleitet 
werden können (→ Seite 3).  

Bitte auf der nächsten Seite weiterlesen →
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Lesetipp

Eva von Redecker:  
Bleibefreiheit. Frankfurt a. M. 

2023 (S. Fischer Verlag),  
160 Seiten, 22 Euro.
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Fortsetzung von Seite 1  →
der neuliberalen Freiheitsvorstellung besonders 
der Besitzenden. Aber es könnte vielen Besitzlo-
sen in Alter und Pflegebedürftigkeit das Leben 
erheblich erleichtern.

Wenn es gilt, neue Produkte, Daten, Wissen, 
Verwertbares zu erforschen, dann gibt es oft  
kein Halten mehr. Forschung, so die verbreitete 
Illusion, werde helfen, das Leben zu verlängern,  
Krankheiten besiegen. Was es auf jeden Fall 
fördert: wissenschaftliche Karrieren, auch 
ungestörte Profite für Pharma- und High-Tech-
Unternehmen. Bundesgesundheitsminister Karl 

Lauterbach will nun den 
Zugriff auf Daten kranker 
und gesunder Menschen 
ermöglichen, ohne dass die 
Betroffenen gefragt werden, 
ob sie mit der Nutzung und 
Auswertung ihrer sensiblen 
Daten für Forschungspro-
jekte überhaupt einverstan-

den sind. Die Effekte einer solchen Reform sind 
kaum durchschaubar, und die Folgen sind nicht 
absehbar. Mittlerweile gibt es auch Widerstand 
gegen seine Pläne (→ Seite 8).

Freiheit ist heute die Annahme unendlich 
steigerbarer Ausbeutung der Erde, der Men-
schen, ihrer Daten. Das wirkt individuell, weil 
es Wohlstand oder längeres Leben verspricht. 
Mal abgesehen davon, dass diese Versprechen 
für viele sich nicht erfüllen: Die Vorstellung von 
Freundschaft, Teilhabe, Solidarität in zeitlich 
beschränkter, aber erfüllter Lebenszeit ist viel 
schöner.�

Beschränkte Freiheit

Die Philosophin und Publizistin Eva von  
Redecker nimmt in ihrem neuen Buch 

»Bleibefreiheit« von der, leider sehr dominieren-
den, Freiheitsvorstellung Abstand. Freiheit ist 
eben nicht schlicht die Abwesenheit von Zwang 
und Störungen durch andere. Sie meint, dass wir 
durch Beziehungen zu anderen erst frei werden. 
Es ist zutiefst sozial, wie Eva von Redecker sich 
alle Menschen als befreiungsbedürftig vorstellt. 
In jeder Lebensphase können sie neu beginnen, 
sich etwas vorzunehmen, Freundschaften schlie-
ßen, die beschränkte Lebens-
zeit mit anderen teilen, gegen 
Herrschaft oder Verwüstung 
angehen. Anfänger*innen 
sein zu können, mit Ideen 
und Unterstützung von ande-
ren, geteilten Erlebnissen.  
Das ist Freiheit.

Wenn die gesamte Lebens
spanne von Bedeutung ist und nicht nur der 
Augenblick des Konsums, der Akkumulation, des 
Wachstums, die allesamt nicht beschränkt wer-
den dürfen, dann ist auch die Sterblichkeit bei 
den Überlegungen, was Freiheit ist, in den Blick 
zu nehmen. Gerade, wenn man pflegebedürftig 
oder alt ist, ist man auf Hilfe angewiesen, um 
noch frei sein zu können, etwas neu zu beginnen, 
eine Freundschaft, ein Projekt, einen Alltagsab-
lauf zu schaffen. Das ist in dieser Gesellschaft 
organisatorisch und ökonomisch nicht gut gere-
gelt. Was da im Argen liegt (→ Seite 14) und was 
gefordert wird (→ Seite 12), bricht zwar nicht mit 

Liebe Leserinnen, liebe Leser,
BIOSKOP-Hefte sind wahrlich nicht voller guter 
Nachrichten. Umso erfreulicher finden wir, dass 
der Bundestag am 6. Juli eine gute, vernünftige 
Entscheidung getroffen hat: Hilfe zur Selbsttö-
tung wird in Deutschland gesetzlich nicht gere-
gelt, jedenfalls vorerst nicht. Das gibt die Chance 
zum gesellschaftlichen Innehalten und kreativen 
Nachdenken bei diesem heiklen Thema – und 
wir meinen, dass zu diesem (Zwischen-)ergebnis 
auch die kontinuierliche, kritische Öffentlich-
keitsarbeit und Vernetzung von BioSkop argu-
mentative Beiträge geleistet hat, zum Beispiel 
mit hintergründigen Texten, soliden Analysen, 
engagierten Vorträgen.

Im Dezember 2022, als sich die Diskussion 
im Parlament zuspitzte, veröffentlichten wir, 
gemeinsam mit der Hospizvereinigung Omega, 
eine 4-seitige Stellungnahme wider die Norma-
lisierung von Suizidhilfe, adressiert an Politik, 
Verbände, Öffentlichkeit – zentrale Botschaft: 
Suizidhilfe bitte nicht per Gesetz legitimieren 
und verfahrensmäßig absichern. Notwendig sind 

andere Prioritäten – etwa politische Entschei-
dungen für mehr Pflegepersonal in Kliniken und 
Altenheimen. Und auch die Verbesserung der 
Suizidprävention.

Dass und was hier getan werden kann, 
beschreiben mehrere Beiträge dieser BIOSKOP-
Ausgabe. Basis für gute Pflege, Zuwendung und 
Suizidprävention ist es, ausreichend Geld für  
mehr Personal und Zuwendung bereitzustellen –  
anstatt, auch das wollen wir verdeutlichen, Pflege-
bedürftige noch mehr finanziell zu belasten und 
einfach nur Digitalisierung und Forschung als 
Allheilmittel zu propagieren und zu alimentieren.

Mit knappen Ressourcen umzugehen und mit 
schlanker Struktur finanziell zu überleben, ist der 
gemeinnützige BioSkop-Verein seit über 25 Jahren 
gewohnt. Ehrlich gesagt: Das ist ziemlich anstren-
gend, auch wir brauchen dringend mehr Geld. 
Ihre Unterstützung sowie gelegentliche (Teil-)
Erfolge motivieren uns, mit langem Atem fundiert 
weiterzumachen. Bitte helfen Sie weiter mit: Emp-
fehlen Sie BIOSKOP, bedenken Sie uns mit Ihrer 
kleinen und großen Spende. Herzlichen Dank!

    � Erika Feyerabend, Klaus-Peter Görlitzer  

Die Vorstellung von Freund-
schaft, Teilhabe, Solidarität 

in zeitlich beschränkter, 
aber erfüllter Lebenszeit  

ist viel schöner. 
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Empfehlungen für Medien
Wie man über Suizide berichten sollte – und wie nicht

Fußnoten als Alibi?

Das Phänomen ist relativ 
neu: Unter vielen Print- oder 
Online-Berichten über Sui-
zide finden sich mittlerweile 
Fußnoten, die Menschen mit 
Suizidgedanken oder in psy-
chischen Krisen auf Hilfsan-
gebote hinweisen. Womöglich 
ein Hinweis, dass Redaktio
nen sich der Risiken ihrer 
Berichterstattung bewusster 
sind als früher. Allerdings 
fällt auf, dass solche Kästen 
auch unter Beiträgen stehen, 
die den Empfehlungen für 
die Suizidberichterstattung 
in keiner Weise entsprechen. 
Wie erklärt sich das? 
Der Mainzer Kommunikati-
onswissenschaftler Markus 
Schäfer startete mit einer 
Kollegin ein Online-Experiment 
mit 212 Journalistinnen 
und Journalisten. Ihnen 
wurden richtlinienkonforme 
und nicht-konforme Artikel 
vorgelegt, mal mit, mal ohne 
Fußnote. Dann wurden sie 
gefragt, ob sie den Text so 
veröffentlichen würden. Die 
Auswertung ergab einen be-
merkenswerten Unterschied: 
Enthält ein Artikel keine 
Fußnote, wird der konforme 
dem nicht-konformen Text 
vorgezogen. Enthält er aber 
eine Fußnote, findet sich kein 
Unterschied. Der Befund, so 
die Forscher, deute darauf 
hin, dass Fußnoten Journalis-
ten dazu verleiten, die journa-
listische Qualität von Berich-
ten nicht mehr abzuwägen, 
obwohl sie dazu intuitiv in der 
Lage wären. Es sei denkbar, 
dass die Fußnoten als externe  
Regeln wahrgenommen wür-
den, die man routiniert unter 
Suizidberichten platziert, 
ohne Hintergründe zu kennen.

Martina Keller  
(Hamburg), Journalistin

Fortsetzung auf Seite 4  →

Rund um den Welttag der Suizidprävention  
am 10. September sind neue Empfehlungen 
erschienen, wie Medienschaffende über 
Selbsttötungen berichten sollten. Der 
österreichische Leitfaden enthält erstmals 
Passagen zum assistierten Suizid sowie 
Hinweise für den Umgang mit Bewegtbil­
dern. Die Weltgesundheitsorganisation 
legt besonderen Wert auf Hinweise, wie 
sich Suiziden durch Berichterstattung 
vorbeugen lässt.

Wissenschaftler sind sich einig: Medienbe-
richte über Suizide können Nachahmer

effekte zur Folge haben. Hingegen lässt sich die 
Zahl von Selbsttötungen vermindern, wenn 
Journalisten erzählen, wie eine suizidale Krise 
überwunden wurde. Österreich veröffentlichte 
1987 als eines der ersten Länder Medienempfeh-
lungen; damals passten die Hinweise auf eine 
einzige Seite, weil die Forschung wenig darüber 
wusste, welche Art der Berichterstattung riskant 
und welche hilfreich ist. Seither wurden die 
Hinweise mehrfach überarbeitet.

Der nun veröffentlichte Leitfaden hat knapp 
50 Seiten. Man wolle eine sorgsame Berichter-
stattung anregen, heißt es vorab. Dazu gehört aus 
Sicht der Autoren auch abzuwägen, ob überhaupt 
berichtet werden müsse. Im Zweifel verzichten, 
lautet die Empfehlung, insbesondere wenn es 
wiederholt um eine Selbsttötung gehe. Allerdings 
dürfe das Thema Suizid und Suizidalität nicht 
tabuisiert werden. Journalisten könnten einen 
wertvollen Beitrag zur Suizidprävention leisten, 
wenn sie über Möglichkeiten berichteten, eine 
suizidale Krise zu bewältigen.

Wie die vorangegangenen enthalten auch  
die aktuellen Hinweise für Journalisten konkrete  
Vorschläge, auch zur Wortwahl. Da heißt es 
zum Beispiel: »Verwenden Sie bitte ›Suizid‹ oder 
›Selbsttötung‹ bzw. ›starb durch Suizid‹ oder 
›nahm sich das Leben‹ anstelle des diskriminie-
renden Wortes ›Selbstmord‹.« Oder: »Respek-
tieren Sie die Würde von geschockten Angehö-
rigen.« Oder: »Reduzieren Sie die verstorbene 
Person nicht auf ihre Todesart.« Unangemessen 
seien vereinfachende Erklärungen für den Suizid: 
»Wegen Scheidung Selbstmord begangen«. Oder 
Details zur Suizidhandlung: »Hier sprang er in 
den Tod.« Zu vermeiden sei eine »Beschreibung 
des Suizids als unverständlich oder ohne erkenn-
bare Vorzeichen«.

In der Vergangenheit hat sich gezeigt, dass 
die Empfehlungen zusammen mit Workshops 
für Journalistinnen und Journalisten tatsächlich 

wirken. So waren in den 1980er Jahren U-Bahn-
Suizide in Wien oft Gegenstand von sensations-
heischenden Berichten. Eine wissenschaftliche 
Untersuchung wies 1998 nach, dass die Medien
empfehlungen von 1987 zu einer anderen und 
zurückhaltenderen Berichterstattung führten. In 
der Folge ging die Zahl der U-Bahn-Suizide stark 
zurück.

In letzter Zeit verzeichnen österreichische 
Forscher allerdings eine Entwicklung, die ihnen 
Sorge bereitet: Ende 2020 hob der Verfassungs-
gerichtshof das Verbot der Suizidbeihilfe auf, 
seit 2022 ist der assistierte Suizid in Österreich 
gesetzlich geregelt. Zahlreiche Medien haben 
das Thema seither aufgegriffen: »Wir sehen 
hier wirklich viele Berichte, die nicht konform 
sind mit diesen Medienempfehlungen«, sagt der 
Sozialmediziner Thomas Niederkrotenthaler, 
der zur Wirkung von Suizidberichten forscht 
(→ BIOSKOP Nr. 100). Vielen Journalisten sei of-
fenbar nicht klar, dass auch der assistierte Suizid 
eine Selbsttötung mit möglichen Nachahmer
effekten sei, sagt Professor Niederkrotenthaler, 
der am neuen Leitfaden mitgearbeitet hat.

Komplexität des Suizids abbilden

Während bei Berichten über Suizide allge-
mein kaum mehr romantisiert werde, sehe man 
dies bei Beiträgen über den assistierten Suizid 
wieder häufiger. Zum Beispiel werde suggeriert, 
dass der Verstorbene nach dem Tod mit seinen 
Angehörigen vereint sei. Das Sterben selbst 
werde als etwas Schönes und Sanftes beschrieben. 
Der Suizid werde als Freiheitsakt gelabelt und 
oft als einzige Option dargestellt. Menschen, die 
sich für diesen Weg entschieden, würden heroi-
siert – als Kämpfer für das Menschenrecht auf 
Suizid. Das sei »brandgefährlich« mit Blick auf 
Nachahmereffekte, sagt Niederkrotenthaler. Die 
dringende Bitte an Medienschaffende lautet, die 
Komplexität des Suizids abzubilden. Die assis-
tierte Selbsttötung dürfe nicht als soziale Norm 
etabliert werden.

Der aktualisierte Leitfaden enthält erstmals 
den Hinweis, dass die Empfehlungen auch im 
Bewegtbildbereich wie TV oder Online-Medien 
anzuwenden seien. Zusätzlich gelte: »Nicht 
alles zeigen, was man zeigen könnte.« Wichtig 
außerdem: »Nachgestellte Szenen eines Suizides 
oder Suizidversuchs vermeiden.« Das gilt laut 
Niederkrotenthaler auch für Aufnahmen, die das 
Sterben von Menschen zeigen.

In Deutschland präsentierte beispielsweise 
die ZDF-Dokumentation »Der Tod – Die beste 
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Der Enke-Effekt

Medienberichte können 
Suizidzahlen steigen lassen, 
besonders wenn es um die 
Selbsttötung Prominenter 

geht, etwa beim Suizid des 
Fußballnationaltorhüters Ro-
bert Enke 2009. Der Mainzer 

Kommunikationswissen-
schaftler Markus Schäfer hat 

mit einem Kollegen sieben 
überregionale Printprodukte 

daraufhin ausgewertet, ob 
Empfehlungen für die Suizid-

berichterstattung eingehalten 
wurden: die Nachrichten- 

magazine Spiegel und Stern, 
die Tageszeitungen FAZ und 

Süddeutsche Zeitung, das Bou-
levardblatt Bild, die Wochen-

zeitung Zeit und die Bunte. Die 
Forscher untersuchten 193 

Artikel, die innerhalb von 21 
Tagen nach dem Tod von Enke 

erschienen. Entgegen den 
Empfehlungen waren mehr 

als die Hälfte der Artikel auf 
Titelseiten oder in heraus-

gehobener Position platziert. 
In fast jedem fünften Artikel 

wurde die Suizidmethode 
erwähnt, in 23 Texten der 

Suizidort genannt, teils so de-
tailliert, dass er aufgefunden 
werden konnte. Neun Artikel 
lieferten einfache Gründe für 

den Suizid, vier stellten ihn 
als Problemlösung dar, in 

14 erschien er alternativlos. 
In fünf Texten finden sich 

Romantisierungen. 26 Beiträ-
ge zitieren Angehörige, nur in 
22 kommen Suizidexperten zu 

Wort. Positiv heben die For-
scher hervor, dass die meis-
ten Texte auf Hilfsangebote 
verwiesen, allerdings meist 

ohne konkrete Adressen oder 
Telefonnummern. Im zweiten 
Schritt werteten die Forscher 

Suizidzahlen aus. In den 
vier Untersuchungswochen 
nach Enkes Tod waren 133 

Suizide mehr zu verzeichnen, 
als zu erwarten gewesen 

wären. Zudem waren mehr 
als 40 zusätzliche Suizide 
mit ähnlicher Tötungsart 
zu verzeichnen. Fazit der 

Wissenschaftler: Der Anstieg 
sei »ohne einen Einfluss der 

Medienberichterstattung 
kaum zu erklären«.

Fortsetzung von Seite 3  → Entscheidung meines Lebens« in der Reihe  
37 Grad Bilder des Vereins Sterbehilfe. Zu sehen 
ist, wie der junge Rollstuhlfahrer Noah, der 
Suizidassistenz in Anspruch genommen hat, auf 
dem Sterbebett noch ein Lied singt. Folge 5 der 
RTL+-Reihe Sterben für Anfänger zeigt ebenfalls 
das Sterben der Protagonistin, in diesem Fall 
einer schwer krebskranken Frau, die zum assis-
tierten Suizid in die Schweiz gereist war.

Zu vermeiden sind laut den Empfehlungen 
assoziative Bilder der Einengung, etwa die Fahrt 
in einen Tunnel, der Blick in eine unendliche 
Regenlandschaft oder den wolkenverhangenen 
Himmel, weil sie das Gefühl der depressiven 
Einengung bei Betroffenen verstärken könnten. 
Anstelle von Schwarz-Weiß-Bildern als Stilmit-
tel sollten farbige Bilder gezeigt werden, die das 
Leben des Verstorbenen beschreiben. Bei der 
Musikauswahl raten die Autoren des Leitfadens 
zu selbst komponierter Musik. Welch suggestive 
Wirkung Pop-Songs entfalten können ist in Ster-
ben für Anfänger zu hören, wo der schwermütig-
schwülstige Song The other side der Musikerin 
Ruelle unter vielen Bildern liegt.

Menschen in suizidalen Krisen suchen oft 
nach Lösungen und Orientierung. Medien 
können einen Beitrag zur Suizidprävention leis-
ten, wenn sie Hilfsangebote beschreiben oder 
von Menschen berichten, die eine verzweifelte 
Situation bewältigt haben. Hilfreich ist in dem 
Zusammenhang, wenn Hilfsdienste und Institu-
tionen genannt werden, die zuständig und leicht 
erreichbar sind.

Die Leitlinien der Weltgesundheitsorganisa
tion (WHO) sind eine Fortentwicklung ihres 
Berichts von 2017. Rund 60 Fachleute aus 
verschiedenen Ländern haben dazu beigetragen, 
der Abstimmungsprozess wurde von Nieder-
krotenthaler und einem US-amerikanischen 
Kollegen koordiniert. Die WHO-Leitlinien rich-
ten sich nicht nur an Medien, sondern auch an 
Menschen, die Präventionsarbeit machen. Basis 
sind die Empfehlungen der einzelnen Mitglieds-
staaten. Das ist auch der Grund, warum Emp-
fehlungen zum assistierten Suizid noch nicht 
aufgenommen wurden – sie werden gerade erst 
in nationale Leitlinien eingearbeitet.

Die wichtigsten Neuerungen: Der aktuelle 
Forschungsstand wurde eingearbeitet. So hat 
eine 2018 veröffentlichte Untersuchung gezeigt, 
dass Sensationsberichte über den Suizid des 
berühmten Schauspielers Robin Williams in den 
Monaten August bis Dezember 2014 in den USA 
zu zehn Prozent mehr Suiziden geführt haben, 
in absoluten Zahlen sind das 1.841 zusätzliche 
Selbsttötungen. Aktuelle Forschung hat auch 
gezeigt, dass Berichte über Unterstützung und 
Krisenbewältigung besonders bei verletzlichen 
Menschen hilfreich sein können. Solche Berichte 
führen dazu, dass die Betroffenen sich eher Hilfe 
holen und senken letztlich die Zahl der Suizide.

 Die WHO widmet den präventiven Berich-
ten in ihren neuen Leitlinien einen eigenen Ab-
schnitt. Ursprüngliche Empfehlungen hatten da-
rauf gezielt, die Risiken von Suizidberichten zu 
minimieren – mit den klassischen Bitten, über 
Prominentensuizide zurückhaltend zu berich-
ten, Storys nicht prominent zu platzieren, keine 
Details zu Suizidmethoden und -orten mitzutei-
len, Suizide nicht reißerisch, als Normalität oder 
als Lösungsmöglichkeit dazustellen. Inzwischen 
hat man erkannt, wie wichtig es ist, Bewälti-
gungsstrategien zu schildern. »Das ist eine ganz 
andere Art von Text, eine ganz andere Art von 
Beitrag«, sagt Niederkrotenthaler. »Es ist eine 
proaktive Gesundheitsberichterstattung.«

Presserat: Aktualisierung unnötig

In Deutschland haben verschiedene Insti-
tutionen Empfehlungen für Journalisten und 
Journalistinnen vorgelegt. Die Deutsche Depres-
sionshilfe veröffentlichte ihre Leitlinien erstmals 
vor 23 Jahren. Sie wurden seinerzeit in einem 
interdisziplinären Seminar der Ludwig-Maxi-
milians-Universität München von Journalisten, 
Psychiatern und Kommunikationswissenschaft-
lern erarbeitet und seither regelmäßig aktuali-
siert. Es sei derzeit nicht geplant, Hinweise zu 
Berichten über den assistierten Suizid aufzu-
nehmen, teilt Pressereferentin Heike Friedewald 
auf Anfrage mit. »Der Gesetzgebungsprozess 
ist ja hier noch in vollem Gange. Wir müssen 
schauen, welche Regelungen getroffen werden 
und wie das in der Praxis umgesetzt wird. Dann 
wird sich zeigen, ob dabei neuer Handlungsbe-
darf für die Medienberichterstattung entsteht.«

Die Deutsche Gesellschaft für Suizidpräven
tion hat 2001 erstmals eine Checkliste für die 
Berichterstattung über Suizide veröffentlicht. 
Ihre aktuelle Liste wird derzeit überarbeitet. 
Empfehlungen für Bewegtbilder und Berichte 
über assistierten Suizid sollen aufgenommen 
werden. Voraussichtlich gegen Jahresende könn-
ten die neuen Leitlinien veröffentlicht werden.

Der Deutsche Presserat thematisiert den Suizid 
in seinem Pressekodex unter Ziffer 8 Persönlich-
keitsschutz. Dort heißt es lediglich: »Die Bericht-
erstattung über Selbsttötung gebietet Zurück-
haltung. Dies gilt insbesondere für die Nennung 
von Namen, die Veröffentlichung von Fotos und 
die Schilderung näherer Begleitumstände.« Die 
Gefahr der Nachahmerwirkung von Berichten 
wird anders als etwa im österreichischen »Ehren-
kodex« der Presse nicht erwähnt. Auch existiert 
kein Praxisleitfaden, wie ihn der Presserat zu 
Berichten über Amokläufe herausgegeben hat. Auf 
Anfrage erklärt Sonja Volkmann-Schluck, Referen-
tin Öffentlichkeitsarbeit: »Derzeit planen wir keine 
Aktualisierung des Pressekodex, da unsere jetzige 
Richtlinie 8.7 bislang ausreicht, um über Beschwer-
den zum Thema Suizid zu entscheiden.«  �
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Voraussetzungen für 
»Selbstbestimmung«

Die Entscheidung des Bun-
destags, Suizidhilfe (vorerst) 
nicht per Gesetz zu regeln 
und lieber die Suizidpräventi-
on zu stärken, finden BioSkop 
und die Hospizvereinigung 
Omega richtig. Denn genau 
das hatten beide Organisatio
nen gefordert, in einer ge-
meinsamen Stellungnahme, 
vorgelegt bereits im Dezem-
ber 2022 (→ BIOSKOP Nr. 100). 
Das 4-seitige Positionspapier 
steht auf www.bioskop-forum.de,  
wir zitieren hier den Abschnitt  
»Andere Prioritäten setzen!«:
»Der Umgang mit Endlichkeit 
und Sterben ist generell nicht 
auf eine individuelle Todes-
wahl zu reduzieren. Er ist 
eine Frage der solidarischen 
Bewältigung schwieriger 
Lebenslagen ebenso wie eine 
Frage der gesellschaftlichen 
Ermöglichung eines guten 
Lebens für alle – bis zuletzt. 
Voraussetzung wirklicher 
›Selbstbestimmung‹ ist eine 
ausreichende sozialpolitische, 
pflegerische und medizini-
sche Versorgung für alle, die 
auf sie angewiesen sind. Hier 
klaffen in Deutschland seit 
Jahren gefährliche Lücken, 
was auch dem BVerfG be-
wusst ist; in der Begründung 
seines Urteils vom 26.02.2020 
benennt es u.a. ›die Gefahr,  
dass sich Sterbe- und Suizid-
hilfe – auch angesichts des 
steigenden Kostendrucks 
in den Pflege- und Gesund-
heitssystemen – zu normalen 
Formen der Lebensbeendi-
gung in einer Gesellschaft 
entwickeln können, die geeig-
net sind, soziale Pressionen 
zu begründen und individu-
elle Wahlmöglichkeiten und 
Entscheidungsspielraume zu 
verengen‹. Dies gelte ›insbe-
sondere vor dem Hintergrund, 
dass Versorgungslücken in 
der Medizin und der Pflege 
geeignet sind, Ängste vor 
dem Verlust der Selbstbe-
stimmung hervorzurufen und 
dadurch Suizid-Entschlüsse 
zu fördern‹.« 

Vernünftige Prioritäten
Bundestag stoppt Suizidhilfegesetz und stärkt Suizidprävention

in Deutschland 9.215 Menschen das Leben. Es 
sterben etwa dreimal so viele Menschen durch 
Suizid wie durch Straßenverkehrsunfälle.« Der 
beschlossene Antrag fordert die SPD-Grüne-
FDP-Regierung auf, einen »Gesetzentwurf und 
eine Strategie für Suizidprävention« im Bundes
tag vorzulegen – und zwar bis zum 30. Juni 2024. 

Der angenommene Antrag listet einen Kata- 
log mit zahlreichen »Maßnahmen« auf. Unter 
anderem soll ein »deutschlandweiter Suizidprä-
ventionsdienst« mit geschulten Ansprechpartner*- 
innen aufgebaut werden, den Menschen mit 
Suizidgedanken und ihre Angehörigen kontaktie-
ren können – und zwar »rund um die Uhr online 
und unter einer bundeseinheitlichen Telefonnum-
mer«. Gefordert wird auch »die Entwicklung und 
Durchführung von gezielten, aufsuchenden 
Präventionsprojekten bei besonders gefährdeten 
Zielgruppen«. Gemeint sind »beispielsweise Senio- 
rinnen und Senioren, Angehörige von Suizid
opfern und Personen im Strafvollzug«. Sicherge-
stellt werden müssten »ein niedrigschwelliger 
Zugang zu Beratung und eine leitliniengerechte 
Behandlung für psychisch erkrankte Menschen 
und ihre Angehörigen«, außerdem eine »flächen-
deckende palliativmedizinische Versorgung in 
ambulanten und stationären Einrichtungen«.

Jährlich berichten

Notwendig sei es auch, in Zusammenarbeit 
mit Ländern und Kommunen, Empfehlungen 
für »suizidpräventive bauliche Maßnahmen 
bspw. an Brücken oder auf Hochhäusern« zu 
entwickeln, entsprechende Vorschriften im Bau-
recht »sollen geprüft werden«. »Stärker geför-
dert« werden soll die Forschung im Bereich der 
Suizidprävention. Zwecks »Verbesserung der 
Datenlage und zur Identifikation von Risiko-
gruppen und -faktoren« soll geprüft werden, ob 
eine systematische, wissenschaftliche Auswer-
tung von Suizidversuchen etabliert werden soll. 
Der Förderschwerpunkt Suizidprävention, ange-
siedelt beim Bundesministerium für Gesundheit, 
solle »aufgestockt« werden. Und schließlich: 
»Dem Bundestag soll jährlich über die Umset-
zung der Maßnahmen aus der nationalen Strate-
gie zur Suizidprävention berichtet werden.«

Mensch darf gespannt, ob sich all diese 
Maßnahmen und noch mehr im angeforderten 
Gesetzentwurf wiederfinden werden. Ange-
sichts der hohen Suizidzahlen und ungezählter 
Selbsttötungsversuche sollte die Bundesregie-
rung sich beeilen, sie darf ihren Gesetzentwurf 
gern schneller vorlegen als zum beschlossenen 
Stichtag 30. Juni 2024.� Klaus-Peter Görlitzer  

Hilfe zur Selbsttötung wird in Deutsch­
land vorerst nicht per Gesetz legitimiert. 
Zwei Entwürfe, die Verfahren für Suizid­
assistenz regeln wollten, fanden am 6. Juli 
im Bundestag keine Mehrheit. Beschlossen  
wurde hingegen ein Antrag, der die Ampel- 
Regierung auffordert, die Suizidprävention 
zu verbessern.

Beide Gesetzentwürfe bezweckten im Kern, 
suizidwilligen, einwilligungsfähigen 

Menschen den Zugang zu tödlich wirkenden 
Medikamenten zu ermöglichen. Die Voraus-
setzungen und Verfahren, die sich die beiden 
fraktionsübergreifenden Abgeordnetengruppen 
um Lars Castellucci (SPD) und Katrin Helling-
Plahr (FDP) ausgedacht hatten, unterscheiden 
sich allerdings in Details – ihre Konzepte hatten 
wir wiederholt beschrieben, zuletzt im Juni-
Heft, das ja kurz vor der Abstimmung erschien 
(→ BIOSKOP Nr. 102). Die geplante Regulierung 
ist vorerst gescheitert, gegen den Entwurf der 
Gruppe um Castellucci votierten 363 von 689 
Parlamentarier*innen und 23 enthielten sich, 
die Variante von Helling-Plahr und Gleichge-
sinnten lehnten 375 von 681 abstimmenden 
Abgeordneten ab, hier gab es 20 Enthaltungen.

Bemerkenswert ist noch eine spontane 
Änderung, die der Rechtsausschuss einen Tag 
vor der Abstimmung im Bundestag für den 
Castellucci-Entwurf annahm: Sie stellte klar, 
»dass Einrichtungen des Gesundheits- und So-
zialwesens grundsätzlich nicht verpflichtet seien, 
an einer Selbsttötung mitzuwirken oder die 
Durchführung von Förderungshandlungen zur 
Selbsttötung in ihren Räumlichkeiten zu dul-
den«. Da der Gesetzentwurf letztlich scheiterte, 
ist auch diese Vorgabe Makulatur – aber es steht 
natürlich jedem Pflegeheim, jeder Klinik, jeder 
Behinderteneinrichtung frei, selbst eine solche 
hauseigene Regelung festzulegen. 

Nach der Abstimmung äußerten sich Castel-
lucci und Helling-Plahr enttäuscht, beide gaben 
aber an, womöglich schon im nächsten Jahr ei-
nen erneuten Anlauf zur Regulierung assistier-
ter Selbsttötungen starten zu wollen. Unklar ist, 
woher die Mehrheiten kommen sollen, da beide 
Gesetzentwürfe – trotz der gleichen zentralen 
Zielsetzung – von den Protagonist*innen bisher 
als nicht vereinbar angesehen werden.

Mit überwältigender Mehrheit von 692 Stim-
men angenommen, medial aber weniger beach-
tet, wurde in derselben Sitzung der Antrag na-
mens »Suizidprävention stärken«. Warum hier 
dringend was getan werden muss, verdeutlicht 
schon der erste Satz: »Im Jahr 2021 nahmen sich 
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Fehlt was?

Es war ein kleiner Kraftakt: 
Im Februar ist die BioSkop-

Geschäftsstelle in Essen 
umgezogen – inklusive 

Archiv mit Dokumenten und 
Materialien aus mehr als 

25 Jahren, die ungezählte 
Kartons und viele Regale 

füllen. Inzwischen ist alles 
wieder an neuer Wirkungs-

stätte übersichtlich platziert. 
Zu unseren gedruckten 
Schätzen gehören noch 

einige BIOSKOP-Hefte der 
Jahrgänge 1998 – 2022, einige 

Ausgaben fehlen womöglich 
in Ihrer Sammlung. Wollen 

Sie Ihr Archiv vervollstän-
digen? Bitte geben Sie uns 

Bescheid, wir schicken Ihnen 
gewünschte Exemplare gern, 

am liebsten gegen Spende. 
Ihre Ansprechpartnerin ist 

Erika Feyerabend,  
Telefon (0201) 5366706,  

Mail: info@bioskop-forum.de

Aktuelle Infos von der BIOSKOP-Redaktion zu 
vielen biopolitischen Themen lesen Sie kontinu
ierlich auch via X (Twitter): @newsBioskop 

INITIATIVEN & KONTAKTE | BIOSKOP NR. 103  | SEPTEMBER 2023

Initiative zum Schutz 
vor reproduktiver 
Ausbeutung

Möglichkeiten zur Legalisierung der  
Eizellspende und der altruistischen Leih

mutterschaft prüfen« – das soll eine 18-köpfige 
Expert*innenkommission, beauftragt von der 
Ampel-Regierung (→ BIOSKOP Nr. 101). Ihre 
Ergebnisse sollen die ausgewählten Fachleute 
voraussichtlich im März 2024 präsentieren. Ob 
ein Gesetzgebungsverfahren folgen wird oder 
nicht, ist gegenwärtig offen.

Mensch sollte darauf vorbereitet sein und 
sich auch außerparlamentarisch kritisch ein-
zumischen. Machen will das zum Beispiel die 
neue, verbandsübergreifende »Initiative Schutz 
vor reproduktiver Ausbeutung«, angeregt von 
der Organisation Terre des Femmes. Das Auf-
takttreffen fand Anfang September statt, dabei 
waren unter anderen der Arbeitskreis Frauen
gesundheit und BioSkop, die ja wiederholt 
gegen die derzeit von der Kommission geprüften 
reproduktionsmedizinischen Optionen argu-
mentiert haben.

Forderungen an die Bundesregierung

Terre des Femmes (TDF) hatte im Juli 
2020 ein eigenes Positionspapier »gegen die 
Legalisierung der sogenannten Leihmutter-
schaft« veröffentlicht, »die wir im folgenden 
Mietmutterschaft nennen«. »Die Organisation 
von Mietmutterschaft«, heißt es in der 7-seiti-
gen Stellungnahme, »ist zu einem blühenden 
Geschäftszweig, zu einem Markt mit Umsätzen 
in Milliardenhöhe geworden. Spezialisierte 
Agenturen sowie Ärzte, Labors und Kliniken 
verdienen weltweit an diesem Geschäft.« Wäh-
rend die Auftraggeber*innen – heterosexuelle 
und homosexuelle Paare sowie Singles – »finan-
ziell gut gestellt« seien, gehörten die Mietmütter 
»häufig zu besonders verletzlichen Gruppen, 
die meist von Armut und sozialer Ungleichheit 
betroffen sind«.

TDF fordert die Bundesregierung auf, 
»effektive Maßnahmen zu ergreifen, um zu 
verhindern, dass deutsche StaatsbürgerInnen 
Mietmütter im Ausland beauftragen« – Begrün-
dung unter anderem: »Kinder und die Körper 
von Frauen dürfen nicht zur Ware werden.« 
Zudem appelliert TDF an die Bundesregierung, 
sich »für eine internationale UN-Konvention 
zur Abschaffung dieser Praxis einsetzen«.�

Die Ärzteorganisation IPPNW thematisiert 
erschreckende, nachhaltige Fakten, die nur 

selten Schlagzeilen machen: »Bis heute haben 
die Atomwaffeneinsätze von Nagasaki und 
Hiroshima sowie die weltweit über 2.000 durch-
geführten Atomwaffentests lebensbedrohliche 
und langfristige Auswirkungen auf die Gesund-
heit von Menschen und führen zu massiven 
Umweltschäden.« Die IPPNW hat nun ein Pro-
jekt namens »To Survive is to Resist« gestartet –  
um »den Überlebenden der Atomwaffenein-
sätze und -tests eine Stimme in der deutschen 
Öffentlichkeit zu geben«. Erreicht werden soll, 
»dass Deutschland sich an der Unterstützung 
von Überlebenden und der Umweltsanierung 
betroffener Gebiete beteiligt«. Zudem appelliert 
die IPPNW an die Bundesregierung, »konkrete 
Schritte in Richtung eines deutschen Beitritts  
zum UN-Atomwaffenverbotsvertrag zu 
unternehmen«.
Ausführliche Informationen dazu online:  
https://survivors.ippnw.de/startseite.html�

»To Survive is to Resist«

Blut- und Speichelproben werden auch 
zwecks Verfolgung von Straftaten erhoben, 

analysiert und gespeichert. Seit der gesetzlichen 
Ermöglichung Ende der 1990er Jahre haben 
Regierungen und Parlamente im In- und Aus-
land »den polizeilichen Zugriff auf DNA-Daten 
schrittweise und kontinuierlich ausgeweitet«, 
weiß das Gen-ethische Netzwerk (GeN) – wobei 
der »Rechtsschutz empfindlich ausgehöhlt« wur-
de. Das GeN meint: »Je mehr die biologische  
Vorratsdatenspeicherung zunimmt, desto mehr 
ist Widerstand angesagt.«

Was Menschen tun oder lassen können, wenn 
die Polizei eine Speichelprobe zwecks DNA-Ana-
lyse verlangt, beschreibt das GeN in einer 36-sei-
tigen Broschüre, erschienen im August 2023 in  
4. Auflage. Die Publikation, die auch die interna-
tionale Vernetzung polizeilicher Datenbanken in 
den Blick nimmt, gibt viele praktische Tipps, un-
ter anderem zu diesen Fragen: »Was, wenn Dein 
DNA-Profil schon in der DNA-Datenbank des 
BKA gespeichert ist? Und was, wenn die Ermitt-
lungsbehörden Dich wegen eines Massengentests, 
einer sogenannten DNA-Reihenuntersuchung, 
anschreiben?« 

Wer mehr zum Thema erfahren möchte, 
kann die Publikation Der Polizeiliche Zugriff  
auf DNA-Daten gratis online herunterladen: 
https://shop.gen-ethisches-netzwerk.de.  
Das GeN, das sich über Spenden freut, bietet 
die Broschüre auch gedruckt an – telefonisch zu 
bestellen unter Rufnummer (030) 6857073.�

DNA-Daten für die Polizei?
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»Streitfrage«  
Organspende

Der Frankfurter Westend 
Verlag publiziert eine Reihe 
namens »Streitfragen«. In 
diesem Rahmen erschien 
Anfang Juni 2023 das 96-sei-
tige Buch Organspende?, in 
dem zwei Professor*innen 
ihre Standpunkte prägnant 
darstellen. Der Philosoph 
und Ethiker Dieter Birn-
bacher nennt seinen Text 
»Organspende – eine Sache 
der Moral«, der Beitrag der 
Biologin und Ethikerin Sigrid 
Graumann heißt »Leben 
durch den Tod«. Auf der Ver-
lagshomepage stehen zudem 
»Kommentare« der beiden 
Autor*innen, mit denen sie 
ihre Positionen skizzieren. 
Graumann schreibt u.a.: 
»Auch wenn die beiden 
zentralen ethischen Fragen 
in Deutschland per Gesetz-
gebung pro Hirntodkriterium 
und pro erweiterter Zustim-
mungslösung entschieden 
sind und die bestehenden 
Regelungen erst kürzlich 
mit der zweiten Reform des 
Transplantationsgesetzes 
bestätigt wurden, sind und 
bleiben sie umstritten. Die 
weitere Diskussion darüber 
erübrigt sich daher keines-
falls.« Birnbacher schreibt 
u.a.: »Die erklärte Bereit-
schaft, die transplantier-
baren Organe des eigenen 
Körpers für eine postmortale 
Organspende zur Verfügung 
zu stellen, ist nicht nur eine 
löbliche und wünschenswerte  
Handlung, sondern nicht 
weniger als eine moralische 
Verpflichtung. Sie sollte 
meines Erachtens deshalb 
sowohl in die moralische Er-
ziehung der nachwachsenden 
Generation aufgenommen als 
auch gesellschaftlich nach 
Kräften unterstützt werden.«
Herausgeberin des Buchs 
ist Lea Mara Eßer, in ihren 
»Vorbemerkungen« schreibt 
sie u.a.: »Nach der Lektüre 
sollen sich beide Standpunk-
te erheben wie die Teile eines 
Vorhangs und so den Platz 
eröffnen, der Ihren Gedanken, 
Ihrer Meinung zukommt.«

»Organspende« für die Forschung?
Unionsfraktion thematisiert Nutzung nichttransplantierter Organe

Fragesteller*innen. »Jedoch würde jedes Organ 
Material für viele unterschiedliche wissenschaft-
liche Untersuchungen liefern, sodass viele For-
schungsfragen beantwortet werden könnten.« In 
Ländern wie USA, Großbritannien und Ungarn 
sei die Nutzung nichttransplantierter Organe 
für Forschung und Lehre möglich.

Von solchen Ausführungen ausgehend, fragte 
die Unionsfraktion die Bundesregierung, ob sie 
vorhabe, »gesetzliche Rahmenbedingungen für 
eine Nutzung nicht medizinisch genutzter post-
mortaler Spender-Organe zu schaffen«. Nein, das 
beabsichtigte man nicht, erklärte das BMG. In 
der Antwort des Lauterbach-Ministeriums vom 
12. Juli (Drucksache 20/7731) steht, die Bundes
regierung habe auch »keine Erkenntnisse über 
die Nutzung nicht medizinisch genutzter post-
mortaler Spenderorgane«.

Nicht gesetzlich geregelt

Bezüglich der Frage, ob ein solcher Ge-
brauch nichtverpflanzter Organe rechtlich zu-
lässig sei, wenn der hirntote Spender zuvor auch 
in deren »Nutzung für Lehre, Qualitätskontrolle 
und Wissenschaft« eingewilligt habe, komme 
das Transplantationsgesetz (TPG) »nicht zur 
Anwendung«, und auch ein der Bundesregie-
rung bekanntes, namentlich von ihr aber nicht 
genanntes Rechtsgutachten mache »keine Aus-
sage« zu dieser Fragestellung. Gleichwohl stehe 
das TPG »einer Nutzung nicht medizinisch 
genutzter postmortaler Kontrollgewebe jeden-
falls nicht entgegen«, erklärt das BMG.

Mensch wird sehen, welche Schlüsse die 
CDU/CSU-Fraktion aus diesen Antworten 
ziehen wird, ob sie womöglich einen Antrag in 
den Bundestag einbringen wird, der eine ein-
vernehmliche »Nutzung postmortaler Spender-
Organe zu Forschungszwecken« rechtlich 
absichern oder gar fördern will. Gespannt sein 
darf man auch, wie sich Organisationen wie 
Deutsche Forschungsgemeinschaft, Bundesärz-
tekammer, Deutsche Stiftung Organtransplan-
tation oder einige Fachgesellschaften zu diesem 
Thema positionieren. 

»Organmangel«?

Erstaunlich ist allerdings, dass sich die 
Frage entnommener, aber nicht transplantier-
ter Körperstücke überhaupt stellt – angesichts 
des »Organmangels«, der seit vielen Jahren 
öffentlich beklagt wird, übrigens auch von 
Unionspolitiker*innen. �  
� Klaus-Peter Görlitzer 

Sollen Nieren, Herzen oder Lebern, die 
hierzulande von »hirntoten« Menschen 
entnommen wurden, aber anschließend 
nicht transplantiert werden konnten, künf­
tig für wissenschaftliche Forschung zur 
Verfügung gestellt werden? Wünschens­
wert findet das offenbar die CDU/CSU-
Fraktion im Deutschen Bundestag, sie hat 
jedenfalls bei der Ampel-Regierung mal 
schriftlich nachgefragt. Das Bundesminis­
terium für Gesundheit (BMG) sieht keinen 
Handungsbedarf.

Die »Kleine Anfrage«, die Friedrich Merz 
(CDU), Alexander Dobrindt (CSU) und 

ihre Fraktionskolleg*innen im Juni an die 
Bundesregierung schickten, trägt den Titel: 
»Nutzung postmortaler Spender-Organe zu For-
schungszwecken.« Eingeleitet wird das Papier 
mit einer ausführlichen »Vorbemerkung«, in der 
die Fragesteller*innen am Beispiel Herz skizzie-
ren, was sie antreibe.

»Um pathologische Veränderungen des 
Herzens zu erkennen und besser zu verstehen«, 
erklären Merz und Kolleg*innen, »wird eine 
gesunde Vergleichsgruppe benötigt.« Zwar sei 
es möglich, bei sogenannten Tiermodellen 
krankes und gesundes Herzgewebe zu verglei-
chen. Die Übertragbarkeit der so gewonnenen 
Daten auf die Humanmedizin sei aber »deutlich 
eingeschränkt, weil u. a. die Herzmuskelzellen 
morphologisch und funktionell zum Teil deut-
liche Unterschiede im Vergleich zum Menschen 
aufweisen und die kardiale Physiologie (z. B. 
die Herzfrequenz) eines Tieres häufig nicht der 
eines Menschen entspricht«. Die »einzig wirk-
liche Vergleichsgruppe« für die Erforschung 
von kardialen Erkrankungen sei »herzgesundes 
humanes Gewebe«, und dieses Prinzip gilt nach 
Meinung der Unionsfraktion für alle Organe 
und Organsysteme.

Vorbild USA, England, Ungarn?

»Frisches (›lebendes‹), gesundes humanes  
Herzgewebe« stehe für die Forschung in 
Deutschland aber nicht zur Verfügung. Wie 
das nach ihrer Ansicht zu ändern wäre, brin-
gen Merz & Co. so auf den Punkt: »Gesundes 
humanes Gewebe von Verstorbenen könnte zu-
gänglich gemacht werden über Spender-Organe, 
die für eine Organtransplantation vorgesehen 
waren, schlussendlich jedoch aus technischen, 
organisatorischen oder medizinischen Grün-
den nicht transplantiert werden konnten.« 
Zwar sei deren Zahl »nicht hoch«, wissen die 
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»Nationale  
Datenstrategie«

Gesundheitsdatennutzungs-
gesetz und elektronische 

Patientenakte sind wichtige 
Bausteine der »Nationalen 

Datenstrategie«. Die Am-
pelregierung will ermög-
lichen, dass vorhandene 

und neu entstehende Daten 
effektiver als bisher genutzt 

werden können – nicht nur in 
Forschung und Gesundheits

wesen. Geschehen soll das 
nach offizieller Darstellung 
»zum Wohle der Menschen 

und der Umwelt« sowie 
zwecks Verbesserung der 

»Innovations-, Transforma-
tions- und Wettbewerbsfähig-

keit von Wirtschaft, Wissen-
schaft, öffentlicher Hand und 

Gesellschaft«. Wer wissen 
will, was die Bundesregie-

rung sich im Detail vorstellt 
und was sie vorhat, sollte das 

20-seitige Strategie-Papier 
(Bundestagsdrucksache 

20/8260) anschauen. Schon 
die Präambel deutet an, dass 

hier auch Künstliche Intelli-
genz (KI) eine zentrale Rolle 

spielen soll – Leseprobe:  
»Als Grundlage für maschi-
nelles Lernen ermöglichen 
es Daten, Muster zu erken-
nen, Wahrscheinlichkeiten 
zu berechnen, zutreffende 

Modellierungen zu entwi-
ckeln, Vorhersagen zu treffen 

und darauf aufbauend Ent-
scheidungen vorzubereiten, 

Text, Bilder, Audio und Video 
zu erstellen und Aufgaben 

zu lösen. So können mithilfe 
von KI zum Beispiel Krebser-

krankungen verlässlicher und 
schneller erkannt werden, in 

Echtzeit übersetzt werden 
oder die Wartung von Maschi-

nen optimiert werden.«

Klaus-Peter Görlitzer 
(Hamburg), Journalist,  

verantwortlich für  
BIOSKOP

→

»Gesundheitsdatennutzungsgesetz«
Karl Lauterbach will mit zwei Vorhaben die Digitalisierung im 
Gesundheitswesen beschleunigen und Forschung vorantreiben

nische Versorgung zu verbessern. Die Daten 
der ePA gelten auch als Quelle für vielfältige 
Forschungsaktivitäten, denen das ebenfalls Ende 
August vorgelegte Gesundheitsdatennutzungs-
gesetz (GDNG) den Weg bahnen soll. Mit dem 
GDNG werde, so das BMG, »die Grundlage für 
eine bessere Verfügbarkeit von Gesundheits
daten geschaffen« – auch »um den Gesundheits-, 
Forschungs- und Wirtschaftsstandort Deutsch-
land an die Weltspitze heranzuführen«.

Der GDNG-Entwurf ist komplex und keine 
leichte Lektüre für juristische Laien. Auf seiner 
Homepage bemüht sich das BMG, die ange-
strebte digitale Vernetzung verständlich zu skiz-
zieren. So soll auch für die Datenfreigabe aus 
der ePA für Forschungszwecke ein »Opt-Out-
Verfahren« gelten. Bedeutet: Aktiv widerspre-
chen muss, wer seine Daten nicht »spenden« 
will für wissenschaftliche Pojekte, deren Inhalte, 

Ziele und Verantwortliche 
er oder sie gar nicht kennt. 
Wer schweigt, billigt damit 
indirekt, dass seine oder ihre 
pseudonymisierten Daten 
auch von Forscher*innen 
genutzt und ausgewertet 
werden dürfen.

Den »Zugang zu For-
schungsdaten erleichtern« soll eine »zentrale 
Datenzugangs- und Koordinierungsstelle«, die 
gemäß GDNG neu aufgebaut werden und als 
Anlaufstelle für Datennutzende dienen soll. 
»Hier werden erstmalig Daten aus verschiedenen  
Datenquellen miteinander verknüpft werden 
können«, schreibt das BMG, am Anfang sollen 
Daten aus Krebsregistern und Krankenkassen-
daten zur wissenschaftlichen Verfügung gestellt 
werden.

Beantragen können interessierte Wissen
schaftler*innen die Daten beim Forschungs
datenzentrum Gesundheit (FDZ), schon ange- 
siedelt beim Bundesinstitut für Arzneimittel und 
Medizinprodukte. »Für die Antragsberechtigung 
ist nicht mehr ausschlaggebend, wer beantragt, 
sondern wofür«, schreibt das BMG. Wer glaub-

2025 sollen alle gesetzlich Versicherten 
eine elektronische Patientenakte (ePA) 
erhalten – sofern sie keinen Widerspruch 
gegen dieses Vorgehen einlegen. Die mit­
tels ePA gesammelten Daten sollen auch 
auf Vorrat für Forschungsprojekte nutzbar  
gemacht werden – alles möglich auch 
ohne ausdrückliche Einwilligung der 
»Datenspender*innen«.

Bundesgesundheitsminister Karl Lauterbach 
(SPD) ist um große Worte nicht verlegen. 

»Eine der modernsten medizinischen Digital
infrastrukturen in Europa« würden er und die 
Ampel-Regierung aufbauen, das »Fundament« 
seien zwei Gesetze, deren Entwürfe das Kabi-
nett am 30. August beschlossen hat – und im 
Schnellverfahren, also möglichst noch in diesem 
Jahr, durchs Parlament bringen wolle.

»Kernelement« seines 
Gesetzes zur Beschleuni-
gung der Digitalisierung des 
Gesundheitswesens (DigiG) 
ist für Lauterbach ein Instru
ment, das bisher nur rund 
ein Prozent der gesetzlich 
Versicherten nutzen: die ePA, 
die Krankenkassen seit 2021 
anbieten müssen, aber nur auf Antrag der Ver-
sicherten eingerichtet werden dürfen. Ende Juni 
2023 waren hierzulande 704.050 ePA registriert, 
wie viele von ihnen überhaupt mit Daten gefüllt 
wurden – beispielsweise zu Befunden, Diagno-
sen, Therapien, Früherkennungsuntersuchungen, 
Behandlungsberichten, verordneten Medika-
menten, Impfungen – ist der Bundesregierung 
nicht bekannt. Gespeichert sind die Daten »auf 
Servern der ePA-Anbieter der Krankenkassen 
(z. B. IBM)«, erläutert das Bundesgesundheitsmi-
nisterium (BMG).

Klar ist aber: Kommt das DigiG wie Lauter-
bach und sein Ministerium es entworfen haben, 
wird die ePA ab 2025 routinemäßig eingerichtet –  
und zwar nach dem »Opt-Out-Verfahren«, soll 
heißen: Wer nicht ausdrücklich Widerspruch 
eingelegt hat, soll mit der persönlichen ePA 
einverstanden sein (→ Seite 9). Lauterbach 
glaubt, dass die allermeisten diesen juristischen 
Kunstgriff  akzeptieren, also rechnet er damit, 
dass Ende 2025 rund 80 Prozent der Versicher-
ten eine ePA haben werden.

Solche Größenordnungen sind dem Gesund
heitsminister wichtig, nicht nur, um mittels 
digital verfügbarer Informationen die medizi-

»Den Gesundheits-,  
Forschungs- und  

Wirtschaftsstandort 
Deutschland an die  

Weltspitze heranführen«

»Patienten-Verdatung«
heißt ein spannender Bereich auf unserer 
Homepage https://www.bioskop-forum.de  
Dort stehen viele Texte, die Digitalisierung und 
Telematik kritisch beleuchten. Auch rechtliche 
Entwicklungen nehmen wir dort in den Blick.
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»Misstrauen  
ausgestrahlt«

Ulrich Kelber, Bundesbeauf-
tragter für den Datenschutz 
und die Informationsfreiheit, 
befürwortet die elektronische 
Patientenakte (ePA) grund-
sätzlich. Allerdings legt er 
Wert darauf, dass Versicherte 
frei entscheiden können, ob 
sie die ePA nutzen wollen 
oder nicht. Kritisch sieht 
Kelber daher die von seinem 
SPD-Parteifreund Karl Lau-
terbach geplante Regelung, 
dass Krankenkassen ab 2025 
automatisch eine ePA für ihre 
Mitglieder einrichten müssen –  
und alle Versicherten, die 
dies nicht wollen, der Nut-
zung ausdrücklich widerspre-
chen müssen. Im Interview 
mit dem Deutschlandfunk 
sagte Kelber am 20. August,  
dass mit Lauterbachs Wider
spruchslösung »auch ein 
Stückchen Misstrauen gegen-
über den Patientinnen und  
Patienten ausgestrahlt wird – 
nach dem Motto: Du hast sie 
bisher nicht gut genutzt, jetzt 
muss ich Dich zu Deinem 
Glück zwingen«. Die CDU-
Abgeordnete Franziska  
Hoppermann wollte vom 
Bundesgesundheitsministe-
rium (BMG) erfahren, wie es 
Kelbers Bedenken bewerte. 
Am 31. August antwortete der 
Parlamentarische Staats-
sekretär Edgar Franke, das 
BMG teile Kelbers »presse-
seitig geäußerten Bedenken« 
nicht. Franke erklärte zudem, 
wie ePA-Nutzer*innen sich 
künftig über ihre Daten 
auf dem Laufenden halten 
können: »Einsicht in die ePA 
nehmen Versicherte über 
eigene Benutzeroberflächen 
(Smartphones, PC oder Lap-
tops) oder eine dazu befugte 
Vertreterin bzw. einen befug-
ten Vertreter. Zukünftig stel-
len auch die Ombudsstellen 
der Krankenkassen Informa-
tionen darüber zur Verfügung, 
wer auf welche Daten in der 
eigenen ePA zugegriffen hat.«

Widerspruch möglich
Der 15. Januar 2025 ist ein zentrales Datum 
im geplanten »Gesetz zur Beschleunigung 
der Digitalisierung des Gesundheitswesens«  
(DigiG). Ab diesem Stichtag sollen die 
gesetzlichen Krankenkassen verpflichtet 
werden, für ihre Mitglieder die elektroni­
sche Patientenakte (ePA) einzurichten. 
Versicherte, die das nicht wollen, müssen 
aktiv werden – und Fristen beachten.

Bevor die Krankenkassen eine ePA anlegen, 
müssen sie ihren Versicherten »umfassen

des und geeignetes Informationsmaterial« über 
die ePA zur Verfügung stellen – »in einer klaren 
und einfachen Sprache und barrierefrei«, wie es 
im Gesetzentwurf heißt. Anschließend haben 
kontaktierte Versicherte sechs Wochen Zeit, der  
für sie vorgesehenen ePA ausdrücklich zu wider- 
sprechen. Rühren sie sich nicht, wird die ePA 
eingerichtet und kontinuierlich mit Daten gefüllt.

Widerspruch soll laut DigiG-Entwurf aber 
auch nach Einrichtung der ePA »jederzeit« mög-
lich sein, schriftlich zu erklären gegenüber der 
Krankenkasse oder »über die Oberfläche eines 
geeigneten Endgeräts«, etwa Smartphone oder 
Computer. Für diesen Fall gibt der Gesetzent-
wurf vor: »Die Krankenkasse hat den Versicher-
ten umfassend darüber zu informieren, dass 
nach einem erfolgten Widerspruch die elektro-
nische Patientenakte einschließlich aller darin 
gespeicherten Daten gelöscht wird.«

Wer eine ePA besitzt, muss gemäß geplan-
tem Gesundheitsdatennutzungsgesetz (GDNG) 
damit rechnen, dass seine Daten auch routine
mäßig für ihm nicht bekannte Forschungszwe-
cke bereitgestellt werden. Versicherte, die das 
nicht wollen, sollen der Übermittlung ihrer 
Daten »jederzeit widersprechen« können.

Wie das praktisch ablaufen soll, wird in 
der Begründung des Gesetzentwurfs wie folgt 
erläutert: »Aufgrund technischer Beschränkun-
gen der Ende-zu-Ende Verschlüsselung ist eine 
Ausleitung von Daten an das Forschungsda-
tenzentrum Gesundheit nur aus dem Frontend 
des Versicherten möglich. Daten werden dann 
ausgeleitet, wenn der Versicherte seine Benutzer-
oberfläche öffnet. Versicherte entscheiden auch 
im Opt-Out weiterhin selbst, ob die eigenen 
Daten aus der elektronischen Patientenakte für 
die Forschung oder für weitere Zwecke an das 
Forschungsdatenzentrum Gesundheit ausgeleitet 
werden dürfen. 

Nur via »Datencockpit«

Der Widerspruch kann jederzeit getätigt 
werden. Es wird hierzu ein einfacher Weg zur 
Erklärung eines Widerspruchs etabliert. Dazu 
wird in der elektronischen Patientenakte ein 
Datencockpit eingerichtet. In diesem kön-
nen Versicherte nicht nur ihren Widerspruch 
erklären, sondern auch transparent einsehen, 
welche Daten bislang ausgeleitet wurden und 
welche Widersprüche sie bereits erklärt haben. 
Aufgrund der Beschränkung der Datenauslei-
tung auf Benutzeroberflächen, wird auch der 
Widerspruch nur über das Datencockpit in der 
Benutzeroberfläche der ePA ermöglicht.«

Klingt ziemlich kompliziert. Erklären sollen 
das wohl auch die Krankenkassen, jedenfalls 
werden sie »zu einer niedrigschwelligen Infor-
mation der Versicherten über deren Wider-
spruchsrecht verpflichtet«. Ihre Information,  
so die Gesetzesbegründung, »soll einen Hin-
weis erhalten, dass die Versicherten bei der 
Ausübung des Opt-Out keine Nachteile, wie 
z.B. eine schlechtere Gesundheitsversorgung, 
zu befürchten haben.«� Klaus-Peter Görlitzer 

→ haft machen kann, dass sein wissenschaftliches 
Vorhaben »im Gemeinwohl« liege, kann Zugang 
zu den Daten erhalten, willkommen sind hier 
auch Antragsteller*innen, die für ein privates Un-
ternehmen, beispielsweise aus der Pharma- oder 
Medizinproduktebranche, tätig sind.

Neu eingeführt würde mit dem GDNG auch 
die »Datengestützte Erkennung individueller 
Gesundheitsrisiken durch die Kranken- und Pfle-
gekassen«. Gemeint ist damit laut Gesetzentwurf 
der Ampel-Regierung, dass die Kostenträger 
»zum Gesundheitsschutz« eines Versicherten 
künftig »datengestützte Auswertungen vorneh-
men« und ihn anschließend »auf die Ergebnisse 
dieser Auswertung hinweisen« können, beispiels-
weise, wenn es sich nachweislich um Erkennung 
seltener Erkrankungen, Krebs, Impfindikationen 
oder schwerwiegender Gesundheitsgefährdungen 
durch Arzneimitteltherapie handele.

Insbesondere diese neue Möglichkeit für  
Krankenkassen stößt auf erhebliche Bedenken  
und Ablehnung vieler Akteur*innen im Gesund- 
heitswesen, geteilt auch von Datenschützer*in-
nen (→ Seite 10). Dagegen haben sich viele, die 
sich mit ihren Bewertungen zu Wort melden, 
offenbar damit abgefunden oder arrangiert, 
dass der »Opt-Out-Ansatz« des GDNG offen-
sichtlich geeignet ist, eine Grundvoraussetzung 
klinischer Forschung zielstrebig zu unterlaufen: 
das Erfordernis informierter Einwilligung von 
Studienteilnehmer*innen nach vorher erfolgter, 
verständlicher Aufklärung über Ziele, Vorteile, 
Risiken, Beteiligte und Finanziers wissenschaft-
licher Studien. Dass gemäß GDNG und seiner 
Konzeption auch private Unternehmen Zugang 
zu den Patient*innendaten bekommen sollen, 
wäre ebenfalls zu hinterfragen, auch wenn dies 
aktuell nur wenige öffentlich tun.�
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»Realitätsfern«

»NEIN zu ›Opt-out‹ – JA zu 
Vertraulichkeit und Patienten

schutz« steht über einem 
Positionspapier, das die 

Ärzt*innenorganisation Mezis 
und die Deutsche Vereinigung 
für Datenschutz Ende August 
gemeinsam vorgelegt haben. 

Die lesenswerte Stellung-
nahme, online unter https://
mezis.de, kritisiert fundiert 

die beiden Gesetzentwürfe zur 
Gesundheitsdatennutzung  

und Digitalisierung – Auszüge:  
»Aus den gesammelten Ge-

sundheits-Vorratsdaten sollen 
›berechtigte‹, auch internatio-

nale Anfragen von Forschen-
den zur Datennutzung bedient 
werden. Eine Differenzierung 

zwischen gemeinwohlori-
entierter und kommerzi-

eller Forschung sieht der 
Gesetzentwurf hierbei nicht 

vor. Pharmaindustrie und 
IT-Branchen werden dabei 

großzügig bedacht.« […] Zen-
trale Datensammlungen und 
eine Sekundärnutzung durch 

Dritte, so wie im Gesetzent-
wurf geplant, waren bislang 
ohne vorherige Einwilligung 

der Betroffenen aus guten 
Gründen ausgeschlossen. Zu 

groß waren Befürchtungen 
von Interessenkonflikten zum 

Nachteil der Patient:innen. 
Kostenträger zum Beispiel 

könnten versucht sein, einzel-
nen Versicherten oder auch 
ganzen Gruppen von Merk-

malsträgern, für die sich nach 
Datenauswertung ein höheres 
Erkrankungsrisiko errechnet, 

aus wirtschaftlichem Eigen-
interesse subtile Hürden zu 

bauen. Die Annahme, ein 
Großteil der gesetzlich Versi-

cherten stünde gegen eigene 
Interessen einer pauschalen 

Datenspende generell positiv 
gegenüber, erscheint daher 

realitätsfern. Ungeachtet des-
sen wird in dem vorliegenden 

GNDG-Entwurf allen GKV- 
Versicherten für die Sekundär

nutzungen ihrer Daten 
pauschal die stillschweigende 

Zustimmung unterstellt.«
→

Nachbesserungen nötig
Zahlreiche Kommentare zum Gesundheitsdatennutzungsgesetz

fonisch – unter Druck zu setzen. Vergleichbares 
haben wir in der Vergangenheit zum Kranken-
geldmanagement beobachten müssen; es würde 
das Vertrauensverhältnis zwischen Arzt und 
Patient zerstören.«

Die Konferenz der Datenschutzbehörden des 
Bundes und der Länder hat ebenfalls im August 
eine 12-seitige Stellungnahme zum geplanten 
GDNG mit zahlreichen Kritikpunkten vorgelegt. 
Auch die behördlichen Datenschützer*innen 
warnen vor neuen Auswertungsoptionen für 
die Kranken- und Pflegekassen. Diese könnten 
so ein »umfassendes Gesundheitsprofil ihrer 
Versicherten auf der Basis vorliegender Abrech
nungsdaten erstellen, welches das Risiko eines 
›gläsernen Versicherten‹ mit umfassenden 
Beeinflussungs- und Diskriminierungsrisiken 
birgt«. Zudem fordern die Datenschützer*innen 
ein Beschlagnahmeverbot für die genutzten 
Gesundheitsdaten sowie ein Zeugnisverweige-
rungsrecht für wissenschaftlich Forschende –  
Begründung: »So können das Vertrauen in die 
Forschung gestärkt und der Schutz der betroffe-
nen Personen erhöht werden.«

Grundsätzliche Kritik

Grundsätzlich kritisch bewerten die Ärzte
vereinigung Mezis und die Deutsche Vereini
gung für Datenschutz (DVD) das geplante 
GDNG. In einem Positionspapier (→ Randbe-
merkung), das auch vom Verein Patientenrechte 
und Datenschutz unterstützt wird, lehnen sie 
»Opt-out«-Verfahren kategorisch ab. »Die allei-
nige Verfügungsbefugnis über erhobene Daten 
und Befunde für jede Sekundärnutzung muss 
vorbehaltlos beim jeweiligen Patienten bleiben 

– ohne technische oder administrative Hürden«, 
meinen DVD und Mezis. »Jede gesetzliche 
Verpflichtung zur Weitergabe von Gesundheits-
daten [über das bereits zulässige Maß hinaus] 
ohne ausdrückliche, aktive Einwilligung der 
zuvor qualifiziert aufzuklärenden Betroffenen 
muss abgelehnt werden.« Der Opt-Out-Ansatz, 
mahnen sie, »passt nicht zu einer modernen 
Demokratie, die auf Bildung und Aufklärung 
ihrer Bürger setzt«.

Der Verbraucherzentrale Bundesverband 
(vzbv) hofft, dass die elektronische Patientenakte 
(ePA) und das Gesetz zur Beschleunigung der 
Digitalisierung des Gesundheitswesens (DigiG) 
die Patientensicherheit und medizinische wie 
pflegerische Versorgungsqualität »nachhaltig 
stärken« werde. »Vor diesem Hintergrund un-
terstützt der vzbv ausnahmsweise die Anwen-
dung des Opt-out-Verfahrens«, steht in seiner 

Das geplante Gesetz zur Nutzung von 
Gesundheitsdaten hat ein kontroverses 
Echo ausgelöst. Verbände von Ärzt*innen 
und Selbsthilfe finden die Zielsetzung 
grundsätzlich richtig, kritisieren aber neue 
Auswertungsoptionen für Krankenkassen. 
Datenschützer*innen sehen grundsätzliche 
Gefahren. Die Pharmaindustrie kann mit 
dem Gesetzesvorhaben offenbar gut leben.

Die Delegiert*innen des Deutschen Ärzte-
tags hatten die Bundesregierung bereits im 

Mai 2022 mehrheitlich aufgefordert, das im  
Koalitionsvertrag angekündigte Gesundheits
datennutzungsgesetz (GDNG) zu entwickeln. In 
einer Pressemitteilung schrieb die Bundesärzte-
kammer (BÄK) damals: »Die Ärzteschaft steht 
einer Nutzung medizinischer Daten für For-
schungszwecke grundsätzlich positiv gegenüber –  
vorausgesetzt, diese zielt auf eine Verbesserung 
der Versorgung ab. Eine Datenfrei- und -weiter
gabe dürfe allerdings nur freiwillig erfolgen, 
betonten die Abgeordneten.«

15 Monate später erklärt die BÄK in ihrer 
Stellungnahme zum ersten GDNG-Entwurf: 
»Eine Opt-out-Lösung wird von der Bundesärzte
kammer ausdrücklich befürwortet. Die Einfüh-
rung muss jedoch in jedem Fall von einer breiten 
gesellschaftlichen Debatte und einer umfassenden 
Information der Bevölkerung begleitet werden.« 
Allerdings sieht die BÄK auch »dringenden 
Korrekturbedarf« – und zwar bei dem »Vorha-
ben, dass Kranken- und Pflegekassen künftig 
auf der Basis von Abrechnungsdaten versicher-
tenindividuelle Auswertungen durchführen 
und so unmittelbar in die Patientenbehandlung 
eingreifen können«. Dies würde Ärzt*innen 
und Patient*innen verunsichern, erklärte BÄK-
Präsident Klaus Reinhardt am 14. August und 
begründete seine Einschätzung so: »Krankheits-
früherkennung oder gar die Identifikation akuter 
Gesundheitsgefährdungen allein auf Basis von 
Abrechnungsdaten ist sehr unzuverlässig und 
kann medizinisch sogar fahrlässig sein.«

Die Bundesarbeitsgemeinschaft Selbst-
hilfe (BAG) »setzt sich seit vielen Jahren mit 
Nachdruck für eine verbesserte Nutzung von 
Gesundheitsdaten ein«, steht in ihrer Stellung-
nahme vom 15. August. Neue Befugnisse für die 
Krankenkassen findet die BAG aber nicht gut, 
ihr Geschäftsführer Martin Danner erklärte: 
»Den gesetzlichen Krankenkassen den Zugang 
zu sensiblen Gesundheitsdaten der PatientIn-
nen zu eröffnen, könnte dazu genutzt werden, 
PatientInnen mit teuren und gleichzeitig risiko-
reichen Therapien – möglicherweise auch tele-
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Der Report Health Threat 
Landscape steht auf der 
Homepage der European  
Union Agency for Cyber
security (ENISA). Interes-
sierte können das 36 Seiten 
starke Dokument dort gratis 
herunterladen: https://www.
enisa.europa.eu/publications/
health-threat-landscape

Walter Schmidt (Frank­
furt a.M.), aktiv im Verein 
Patientenrechte und  
Datenschutz

Mal nachfragen

»Ihre Krankenkasse hat mehr kritische 
Daten über Sie als jede andere Instituti-

on: Krankheiten, Behandlungen, Einkommen, 
Arbeitsplätze, Anschriften.« Weiß der Verein 
Patientenrechte und Datenschutz, der sich seit 
Jahren gut informiert um Bürger*innenrechte 
und Telematik im Gesundheitswesen kümmert.

Auf seiner Internetseite https://patienten-
rechte-datenschutz.de/krankenkassendaten/ gibt 
es praktische Tipps für alle, die wissen wollen, 
was ihre Krankenkasse über sie weiß. Es steht 
dort auch ein sogenannter Anfrage-Generator 
bereit. »Die Krankenkasse ist verpflichtet, Ihre 
Anfrage innerhalb von vier Wochen kostenlos 
zu beantworten«, erklären die ehrenamtlichen 
Datenschützer*innen.

Wer nachfragt, kann viel Lesestoff erwarten: 
Auf seiner Webseite hat der Verein auch ein –  
anonymisiertes – Anschreiben der Krankenkasse  
DAK dokumentiert. »Aus den weiteren ca. 180 
Seiten«, erläutern die Datenschützer*innen zur 
Datenauskunft der DAK, »geht u. a. detailliert  
hervor, wann Besuche bei welchen Ärzt*innen 
stattfanden, welche ICD-Nummern die Ärzt*in
nen ihren Abrechnungen zugrunde legten, was 
diese verordnet haben, welche Apotheken wann 
welche Medikamente ausgegeben haben, an wen 
die Krankenkasse welche Geldbeträge ausgezahlt 
hat, welchen Schriftwechsel es zwischen der 
Krankenkasse und den behandelnden Ärzten, 
aber auch mit dem Versicherten selbst gab«. In-
teressant sei auch die Liste der Empfänger*innen, 
die personenbezogene Daten des Versicherten 
erhalten hatten: »Neben Ärzt*innen und Kran-
kenhäusern werden dabei auch Unternehmen 
benannt, die die Krankenkasse im Wege der 
Auftragsdatenverarbeitung einsetzt.« �

→

Zunehmende Cyberattacken

Im Gesundheitswesen in Europa steigt die 
Bedrohung durch Hackerangriffe und an-

dere kriminelle und/oder sicherheitsrelevante 
Vorfälle. Darauf weist die Agentur der Europä-
ischen Union für Cybersicherheit (ENISA) in 
ihrem ersten Bericht zu Cyberbedrohungen im 
Gesundheitssektor hin, veröffentlicht am 5. Juli 
2023 – leider nur in englischer Sprache.

Ausgewertet wurden 215 gemeldete Vorfälle 
in den Ländern der EU sowie in Großbritannien, 
Norwegen und der Schweiz aus dem Zeitraum 
Januar 2021 bis März 2023. Von den 215 Fällen 
waren 208 Cyberattacken, dazu kommen fünf 
Berichte zu gefundenen Schwachstellen und 
zwei Warnungen zu potenziellen Aktivitäten mit 
Auswirkungen auf den Gesundheitssektor. Haupt-
angriffsziele waren Krankenhäuser, gefolgt von 

Gesundheitsbehörden und -organisationen, die 
pharmazeutische Industrie, Gesundheitsforschung 
und Gesundheitsdienstleister. 23 der ausgewerte-
ten Vorfälle wurden in Deutschland gemeldet.

Nach Feststellungen von ENISA gehen die 
meisten Angriffe von finanziell motivierten 
Cyberkriminellen aus. Gesundheitsdaten seien 
als höchst sensible persönliche Daten eine 
wertvolle Beute für die Täter. Oft drohen sie mit 
der Veröffentlichung der Daten bei Nichtzah-
lung eines Lösegelds und erpressen damit nicht 
nur Gesundheitsorganisationen, sondern auch 
Patienten. Als Herausforderung für die Zukunft 
nennt der Bericht den Umgang mit Schwachstel-
len in Medizinprodukten und ihre potenziellen 
Auswirkungen auf die Patientensicherheit und 
den Datenschutz.  �

Stellungnahme vom 2. August. Thomas Moor-
mann, Leiter des Teams Gesundheit und Pflege 
im vzbv, warnt ebenfalls vor der geplanten 
Kassen-Regelung: »Ein erweiterter Datenzugang 
stünde im Konflikt zur Kostenträger-Rolle der 
Krankenkassen und würde eine missbräuchliche 
Nutzung der Sozialdaten erleichtern, z. B. um 
Risikoselektionen vorzunehmen. Das bedeutet, 
dass die Krankenkassen bessere Möglichkeiten 
haben, besonders kostenintensive Patientinnen 
und Patienten aus den Datensätzen herauszufil-
tern, um sie zu einem Wechsel zu einer anderen 
Krankenkasse zu bewegen.«

Tendenziell zufrieden äußerte sich hingegen 
der Verband der forschenden Pharmaunterneh-
men (vfa). »Es soll die Möglichkeit zeitgemäßer 
Forschung gestärkt werden, indem die Industrie 
Zugang zu pseudonymisierten Gesundheits-
daten erhält«, sagte vfa-Präsident Han Steutel 
am 11. August. Nun eröffne sich die Chance, 
die »personalisierte Medizin auch hierzulande 
schneller voranzutreiben«.

Kritisch bewertete Steutel, dass in dem zu  
diesem Zeitpunkt vorliegenden Referentenent-
wurf des GDNG vorgesehen war, dass ePA- 
Nutzer*innen die Möglichkeit bekommen soll-
ten, der Nutzung von Daten für die Forschung 
»nicht nur pauschal, sondern getrennt nach 
Akteuren zu widersprechen«. Diese Vorgabe sei 
»wenig attraktiv für internationale Forschungs
projekte« und mache »öffentlich-private 
Kooperationen praktisch kaum noch durchführ-
bar«. Steutels Worte hat Gesundheitsminister 
Karl Lauterbach offenbar gehört: Im aktuellen 
Gesetzentwurf der Ampel-Regierung, der nun 
in die parlamentarische Beratung geht, steht die 
vom vfa-Präsidenten beanstandete Option für 
skeptische Patient*innen nicht mehr drin.                          

Klaus-Peter Görlitzer  
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»Wichtiger Beitrag«

Der Paritätische Gesamtver-
band bietet auf seiner Home-
page viele Informationen zur 
Bündnis-Kampagne Pflege? 

Aber sicher! Zu lesen ist dort 
auch dieser Aktionstipp:  

»Mit einem persönlichen 
Brief an einen Abgeordneten, 
der Ihren Wahlkreis im Bun-

destag vertritt, können Sie  
einen wichtigen Beitrag dazu  
leisten, dass Entscheider*in

nen sich das Thema Pflege 
zum Anliegen machen.«  

Wer mitmachen will, kann 
sich von einem Musterschrei-

ben anregen lassen. In der  
Vorlage, herunterzuladen auf  

www.der-paritaetische.de 
steht, adressiert an Bundes

tagsabgeordnete, unter 
anderem: »Pflege sollte 

wie die Gesundheitsversor-
gung abgesichert sein und 

Menschen unabhängig vom 
eigenen Einkommen mit dem 
versorgen, was für die eigene 
Pflege nötig ist. Deshalb bitte 
ich Sie, sich für eine solidari-
sche Pflegevollversicherung 

einzusetzen! Eine solidari-
sche Pflegevollversicherung 
würde alle pflegebedingten 

Kosten übernehmen – unab-
hängig davon, ob es sich um 
Pflege im eigenen Zuhause 

oder in einem Heim handelt. 
Dabei würden alle durch 

einen unabhängigen pflegeri-
schen-medizinischen Dienst 

für bedarfsgerecht erachtete 
Pflegeleistungen vollständig 

von den Kassen übernom-
men. Finanziert werden kann 
eine solche Vollversicherung 

durch die Zusammenfüh-
rung von gesetzlichem und 
privatem Zweig der Pflege
versicherung, also der Aus-
gestaltung als sogenannte 
Bürgerversicherung – das 
zeigen Berechnungen von 

Pflege-Experten.«

→

»Alle pflegebedingten 
Kosten« übernehmen und 

Ausbildungskosten für 
das Pflegepersonal »als 
gesamtgesellschaftliche 

Ausgabe aus Steuermitteln 
finanzieren«.

Pflegevollversicherung einführen!
Verbände veröffentlichen Aufruf und begründen ihr Konzept

Nach der Reform ist – hoffentlich – vor  
der Reform. Zwar hat der Bundestag erst 
Ende Mai ein sogenanntes Pflegeunterstüt­
zungs- und -entlastungsgesetz beschlos- 
sen (→ BIOSKOP Nr. 102). An den Defizi­
ten der Pflegeversicherung hat das aber 
grundsätzlich nichts geändert – und die  
Kosten für Menschen, die auf Pflege ange- 
wiesen sind, steigen kräftig weiter. Zahl­
reiche Verbände fordern, wirksam gegen­
zusteuern und eine »solidarische Pflegevoll- 
versicherung« einzuführen. Auch Kranken- 
kassen appellieren an die Politik, Pflegebe­
dürftige finanziell erheblich zu entlasten.

Fast ein Drittel der Bewohner*innen von 
Pflegeheimen sind auf Sozialhilfe angewie

sen. »Für Pflegebedürftige, die bis zu zwölf 
Monate im Pflegeheim versorgt werden, fallen 
ab Mitte 2023 im Durchschnitt monatlich rund 
2.700 Euro an, die aus eigener Tasche aufzubrin-
gen sind. Diese beinhalten 
Kosten für Unterkunft, 
Verpflegung und Inves-
titionskosten einerseits 
und Pflege- und Ausbil-
dungskosten andererseits.« 
Sätze und Fakten, die im 
Aufruf Pflege? Aber sicher! 
nachzulesen sind. Die 
Verfasser,*innen darunter 
der Paritätische Gesamt-
verband, Deutsche Ge-
werkschaftsbund, Ver.di, AWO und Frauenrat, 
fordern gemeinsam, eine »solidarische Pflege-
vollversicherung« einzuführen.

Der Begriff meint, dass die Pflegeversiche-
rung künftig »alle pflegebedingten Kosten« 
übernehmen und Ausbildungskosten für das 
Pflegepersonal »als gesamtgesellschaftliche 
Ausgabe aus Steuermitteln finanziert« würden. 
Rechnerischer Effekt einer solchen Reform: Die 
Kosten, die Pflegeheimbewohner*innen selbst 
aufbringen müssten, würden sich etwa halbie-
ren. »Das wäre für eine große Mehrheit finan-
ziell leistbar«, heißt es in dem Aufruf. Wobei 
das Bündnis auch unterstreicht, dass es den 
Unterzeichner*innen nicht nur um die vollstatio- 
näre Pflege gehe. Künftig müsse die Vollversi-
cherung auch sämtliche pflegebedingten Kosten 
in der teilstationären und ambulanten Pflege 
bezahlen.

Die Verbände, die hinter dem Aufruf stehen, 
finden ihr Konzept keineswegs utopisch: »Be-
rechnungen haben gezeigt, dass beispielsweise 
mit der Einführung einer Bürgerversicherung 

eine Pflegevollversicherung problemlos zu 
finanzieren wäre.« In einem Hintergrundpapier  
zum Aufruf verweist der Paritätische auf Be-
rechnungen der Bremer Gesundheitsforscher 
Heinz Rothgang und Dominik Domhoff für das 
Jahr 2017. Demnach würde ein Vollversiche
rungsmodell Mehrausgaben von 8,5 Milliarden  
Euro erfordern, weshalb der Beitragssatz dann 
um 0,61 % steigen müsse. Würde außerdem ein 
»Pflegebürgervollversicherungsmodell« einge-
führt, ließe sich die vollständige Übernahme 
der Pflegekosten sogar »nahezu kostenneutral 
umsetzen«, schreibt der Paritätische. Zu berück-
sichtigen sei inzwischen allerdings, dass sowohl 
die Zahl der Pflegebedürftigen als auch die Kos-
ten seit 2017 erheblich gestiegen seien, so dass 
die Annahmen des Referenzjahres heute »nicht 
mehr ohne Weiteres übertragbar« seien. 

Eine Bürgerversicherung in Deutschland 
einzuführen, wäre nichts weniger als ein System- 
wechsel; im Kern bedeutet dies, dass darin alle 

Menschen einzahlten und 
bei der Bemessung des Bei-
trags sämtliche Einkom-
mensarten berücksichtigt 
würden; außerdem würde 
dann die private Pflegever-
sicherung abgeschafft.

Das Bündnis untermau-
ert seine Forderungen auch 
mit einer repräsentativen 
Umfrage, die in seinem 
Auftrag das Meinungsfor-

schungsinstitut Forsa online durchgeführt hat. 
Von den 1.010 Befragten stimmten 81 Prozent 
»eher« der Aussage zu, dass die Pflegeversi-
cherung so ausgebaut werden sollte, dass sie 
sämtliche pflegebedingten Kosten übernimmt. 
Die große Mehrheit, ebenfalls 81 Prozent, glaubt 
laut Umfrageergebnis nicht, dass sie die derzeit 
notwendigen Beträge – durchschnittlich 2.700 
Euro pro Monat im Pflegeheim – im Falle von 
Pflegebedürftigkeit selbst aufbringen könnte.

Finanzielle Reformen und spürbare Entlas-
tungen fordern auch die Kranken- und Pflege- 
kassen. Zum Hintergrund verweist Carola Rei-
mann, Vorstandsvorsitzende des AOK-Bundes-
verbandes, auf Auswertungen des Wissenschaft-
lichen Instituts der AOK. Demnach seien die 
Eigenanteile, die Pflegebedürftige selbst bezah-
len müssen, »infolge von Preissteigerungen und 
Lohnerhöhungen« zwischen 2021 und 2022 um 
24 Prozent gestiegen, im ersten Halbjahr 2023 
sei ein weiterer Anstieg um knapp acht Prozent 
zu verzeichnen. »Eine schnelle Entlastung wäre 
möglich, wenn man die Ausbildungskosten 
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Ein wenig mehr Geld

Die Mindestlöhne in der 
Pflegebranche werden auf 
Basis von Vorschlägen der 
Pflegekommission festgelegt. 
Dieses 8-köpfige Gremium, in 
dem Arbeitgeber*innen und 
Beschäftigte vertreten sind, 
hat Ende August einstimmig 
empfohlen, die Mindestlöhne 
anzuheben – und zwar in zwei 
Schritten: Am 1. Mai 2024 soll 
der Stundenlohn für Pflege-
hilfskräfte von derzeit 13,90 € 
auf mindestens 15,50 € 
steigen, ab Juli 2025 dann 
auf 16,10 €. Pflegekräfte mit 
einer mindestens 1-jährigen 
Ausbildung können ab Mai 
2024 mit einem Mindestlohn 
von 16,50 € rechnen (der-
zeit: 14,90 €), ab Juli 2025 
mit 17,35 €. Der Mindestlohn 
für Pflegefachkräfte soll laut 
Vorschlag der Pflegekom-
mission von derzeit 17,65 € 
auf 19,50 € (Mai 2024) bzw. 
20,50 € (Juli 2025) wachsen.  
Die Gewerkschaft Ver.di 
begrüßt die angeratenen An-
hebungen, betont aber auch,  
dass für die Gewährleistung 
attraktiver Arbeitsbedingun
gen vor allem »gute, um-
fassende Tarifverträge« 
notwendig seien, Ver.di-Vor-
standsmitglied Sylvia Bühler 
erklärte dazu: »Es ist richtig, 
die Löhne in der ambulan-
ten und stationären Pflege 
nach unten abzusichern, 
solange einem Großteil der 
Beschäftigten vor allem bei 
kommerziellen Anbietern der 
Schutz eines Tarifvertrages 
verweigert wird. Der hohen 
Verantwortung und Belas-
tung wird das Mindestentgelt 
allerdings nicht gerecht.« 
Den Vorschlag der Pflege-
kommission hält auch der 
Paritätische Gesamtverband 
für angemessen, dessen 
Hauptgeschäftsführer Ulrich 
Schneider fordert außerdem: 
»Es muss jedoch für eine 
vernünftige Refinanzierung 
gesorgt werden, damit die 
Anhebung nicht zu Lasten 
der Pflegebedürftigen geht. 
Pflegebeschäftigte dürfen 
nicht gegen Pflegebedürftige 
ausgespielt werden.«

Die Qualität von Pflegeheimen wird regel­
mäßig geprüft. Und was passiert, wenn dabei 
Mängel festgestellt werden? Bedenkliche 
Ergebnisse aus Hamburg. 

Das Hamburgische Wohn- und Betreuungs
qualitätsgesetz sieht vor, dass jede statio

näre Pflegeeinrichtung einmal im Jahr einer 
»Regelprüfung« unterzogen wird; 90 Prozent 
dieser Checks macht der Medizinische Dienst 
(MD) der gesetzlichen Pflegekassen, 10 Prozent  
übernimmt der Prüfdienst der privaten Kranken- 
versicherung. Hinzu kommen »Anlassprüfun
gen«, etwa wenn Beschwerden von Heimbewoh
ner*innen oder deren Angehörigen behörden
bekannt wurden.

Mittels einer Großen Anfrage an die Ham-
burger Regierung (dort Senat genannt) hat die 
Linksfraktion im Parlament nun für den Zeit-
raum Juni 2022 bis Juni 2023 dies in Erfahrung 
gebracht: »Bei 106 Regelprüfungen stellte der 
Medizinische Dienst Mängel fest, das entspricht 
über 70 Prozent der stationären Pflegeeinrich-
tungen.« Die Palette ist vielfältig und durchaus 
erschreckend, hier nur eine Auswahl: Mängel 
bei Ernährung, Flüssigkeitszufuhr, Körperpflege, 
Druckentlastung, Wundversorgung, Bewegungs-
förderung, beim Umgang mit Schmerzen und 
Medikamenten. Außerdem: Nichteinhaltung der 
Personalrichtwerte und der Fachkraftquote, Män-
gel bei Einarbeitung, Fortbildung, Leiharbeit.

Im Anschluss an die MD-Prüfung soll stets 
eine Vereinbarung über die Beseitigung der 
Mängel mit den betroffenen Heimen getroffen 
werden, dafür zuständig ist die jeweilige Wohn-

Pflege-Aufsicht (WPA), angesiedelt in den Ham-
burger Bezirksämtern. Die WPA sollen nach 
Ablauf einer vereinbarten Frist zudem prüfen, ob 
die vom MD beanstandeten Mängel tatsächlich 
abgestellt worden sind; außerdem haben sie die 
Aufgabe, bei begründeten Beschwerden selbst 
sogenannte Anlassprüfungen durchzuführen.

Beim Vollzug liegt offenbar auch in den 
Behörden einiges im Argen, jedenfalls bilanziert 
die Hamburger Linksfraktion nach Auswertung 
ihrer Anfrage: »Bei 191 Regel- und Anlass-Prü-
fungen wurden Mängel festgestellt, aber in 130 
Fällen wurde nicht nachgefasst.« Teilweise geben 
die WPA an, dass sie bei den Kontrollen der 
Mängelbeseitigung im Verzug seien oder ihnen 
diese nur »stichprobenartig« möglich seien.  
Hintergrund solcher Defizite ist nach Einschät-
zung der Linken »die Ausstattung der Behör-
den«: Bei den bezirklichen WPA gebe es derzeit 
»insgesamt knapp sieben vakante Stellen«.

Hamburgs Regierung mit Sozialsenatorin 
Melanie Schlotzhauer (SPD) müsse »dringend 
handeln und das Personal deutlich aufstocken, so 
dass die Wohn-Pflege-Aufsicht verlässlich und 
effektiv arbeiten kann«, fordert Deniz Celik,  
gesundheitspolitischer Sprecher der Linksfraktion.

Mit mehr Kolleg*innen können die Mitarbei
ter*innen der WPA in Hamburg aber wohl auch 
künftig nicht rechnen. Gefragt von den Linken, 
welche Maßnahmen er ergreife, um »Abhilfe zu 
schaffen«, antwortete der rot-grüne Senat am 
18. Juli mit diesem einen Satz: »Die Prozesse der 
WPA werden derzeit digitalisiert und dadurch 
perspektivisch effizienter und ressourcenscho-
nender gestaltet.«� Klaus-Peter Görlitzer  

Mängel in Heimen, Aufsicht überfordert?

→ aus den Eigenanteilen der Pflegebedürftigen 
herausnehmen würde«, sagt Reimann. »Außer-
dem fordern wir, dass die Investitionskosten 
der Pflegeheime nicht mehr weiter den Pflege
bedürftigen aufgebürdet werden. Sie sollten 
als Teil der Daseinsvorsorge vollständig von 
den Ländern getragen werden.« Würden diese 
Forderungen, unterstützt auch vom Verband 
der Ersatzkassen (vdek), realisiert, würden die 
monatlich aufzubringenden Eigenanteile um  
20 bis 25 Prozent sinken. Die Investitionskosten 
liegen nach Erkenntnissen des vdek bei »durch-
schnittlich 477 Euro pro Monat«, in ungezählten 
Pflegeheimen müssen die Bewohner*innen 
sogar deutlich mehr bezahlen.

Was die Übernahme von Investitionskosten 
angeht, sieht auch das Bundesministerium für 
Gesundheit (BMG) die Länder in der Pflicht –  
und verweist auf eine Studie für das Berichts-
jahr 2021, derzufolge »die Länder ihrem Auftrag 
insgesamt weiterhin nur sehr unzureichend 

nachkommen«. Konkrete Taten mit dem Ziel, 
diesem die Pflegebedürftigen belastenden Man-
gel zu begegnen, sind bislang allerdings nicht 
erkennbar. 

Viele politisch Verantwortliche warten  
offenbar erst mal auf den 31. Mai 2024. Bis zu 
diesem Tag soll das von Karl Lauterbach (SPD)
geführte BMG »Empfehlungen für eine stabile  
und dauerhafte Finanzierung der sozialen Pflege
versicherung« erarbeiten und dem Bundestag 
vorlegen. An der Erarbeitung dieser Empfehlun-
gen sollen diverse Bundesministerien mitwirken, 
namentlich die Ressorts für Finanzen, Wirt-
schaft und Familien, auch die Bundesländer 
werden zu Rate gezogen.

Ideen zum Gestalten der dringend notwen-
digen Finanzierungsreform liegen auf dem 
Tisch, siehe oben. Ob und welche Schritte die 
Ampel-Regierung bis zum Ende der Legislatur-
periode in 2025 ernsthaft gehen will und  
kann, ist völlig offen.     �Klaus-Peter Görlitzer 
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→

Das Pflegerisiko ist auch zu einem Armutsrisiko geworden, meint Bodo de Vries. Der 
Sozialwissenschaftler ist stellvertretender Geschäftsführer des evangelischen Johanneswer­
kes in Bielefeld und trägt damit Verantwortung auch für 37 Pflegeheime. Im Gespräch mit 
BioSkoplerin Erika Feyerabend erläutert de Vries, warum die Leistungen der Pflegeversi­
cherung im stationären Bereich dringend verbessert werden müssen.

»Pflegerisiko bezahlbar machen«
Sozialmanager de Vries über Probleme der stationären Pflege

BIOSKOP: Welche Defizite sehen Sie bei der  
Pflegeversicherung im Heimbereich?

BODO DE VRIES: Die Probleme, die die Nutzer in 
der stationären Pflege wahrnehmen, beziehen sich 
auf Webfehler, die seit Einführung der Pflegeversi-
cherung in 1996 bestehen und die jetzt potenziert 
sind. Das heißt vor allem: Die Pflegeversicherung 
leistet nicht mehr das, wofür sie entwickelt wor-
den ist: das Pflegerisiko kalkulierbar und bezahl-
bar machen. Der Durchschnittsrentner sollte für 
die Pflege, d. h. den sogenannten pflegebedingten 
Aufwand in den Altenheimen, nicht mehr bezah-
len müssen. Das ist längst nicht mehr der Fall. 
Zuzahlungen, die Heimbewohner leisten müssen, 
steigen heute permanent. Der prozentuale Anteil, 
den die Pflegeversicherung an den Gesamtkosten 
übernimmt, reduziert sich stetig. Dieser Zustand 
ist unerträglich und macht das Pflegerisiko heute 
wieder zu einem Armutsrisiko.

BIOSKOP: Wie wirkt sich hier die demografische 
Entwicklung aus?

DE VRIES: Politik und Gesellschaft haben die 
vergangenen Jahrzehnte nichts gemacht, um den 
gesellschaftlichen Auswirkungen des demografi-
schen Wandels zu begegnen. Wir betrachten Pflege 
auf politischer und auch auf wissenschaftlicher 
Ebene immer als eine Frage von Pflegefällen, in 
ihrer Anzahl, in ihrem Verhältnis zur Bevölke-
rungsentwicklung. Wir machen Stresstests auf der 
Bundes-, Landes- oder kommunalen Ebene und 
schauen, wie das bestehende Refinanzierungs
system mit den Veränderungen klarkommt. 
Diese oberflächliche Betrachtung ist unerträglich 
und unvollständig. Der gesellschaftliche Wandel 
spiegelt sich zum Beispiel vor dem Hintergrund 
veränderter Gruppen von Menschen, die den sta-
tionären Aufenthalt für sich in Anspruch nehmen. 
Allein die Frage, nach dem gestrigen, dem heu-
tigen und den zukünftigen Nutzern, spiegelt den 
gesellschaftlichen Wandel intensiver wider als es 
die Stresstests hervorbringen. Hier liegen für mich, 
auch als Altenhilfeträger, die eigentlichen Fragen 
und Herausforderungen. Wie muss ich mich auf 
die neue Welt vorbereiten, um die Qualifikationen 
der Mitarbeitenden vorzuhalten und vor allem 
ein Milieu zu gestalten, dass den Menschen, unter 
Umständen für nur wenige noch verbleibende  
Monate, ein Höchstmaß Lebensqualität sichert?

BIOSKOP: Was haben wir uns unter diesem ge-
sellschaftlichen Wandel konkret vorzustellen?

DE VRIES: Wir sehen heute, dass die stationäre 
Pflege völlig unterschiedliche Gruppen bedient. 
Das lässt sich an der völlig unterschiedlichen 
Verweildauer darstellen. Ein paar Zahlen: 50 
Prozent (%) der Menschen sterben in dem Jahr, 
in dem sie ins Heim gekommen sind. Die durch-
schnittliche Verweildauer liegt bei 29 Monaten, 
differenziert sich aber bei näherer Betrachtung.  
6 Monate nach Einzug sind bereits mehr als 50 % 
der Männer verstorben. Wir haben Gruppen, 
die uns intensiver beanspruchen, was eine ober-
flächliche demografische Perspektive verschlei-
ert: In einer Gesellschaft, in der wir noch nie so 
viele alte Menschen hatten wie heute, haben wir 
zum Beispiel auch so viele hochaltrige Ehepaare 
wie nie zuvor. Einer von beiden Partnern wird 
pflegebedürftig, braucht vielleicht eine stationäre 
Unterbringung. Hier zeigen sich die gesellschaft-
lichen Veränderungen, die oft ausgeblendet wer-
den. 30 % der Bewohner haben einen lebenden 
Ehe- oder Lebenspartner. Wir haben aber noch 
dieses Bild vom letzten Jahrhundert in den Köp-
fen vieler Menschen. Es ist die alleinstehende 
alte Frau, deren Wohnung aufgelöst wird und die 
in ein Pflegeheim zieht. Bei einem Eigenanteil 
von 3.000 € pro Monat muss die ursprüngliche 
Häuslichkeit des verbleibenden anderen Partners 
ebenfalls noch bezahlt werden. Das heißt: Das 
Risiko der Verarmung bezieht sich nicht nur auf 
den Pflegebedürftigen, der in die stationäre Ein-
richtung geht, sondern auch auf jenen, der in der 
Wohnung verbleibt.

BIOSKOP: Was hat sich noch geändert?

DE VRIES: Wir leben in einer singularisierten 
Gesellschaft, in der verschiedene Lebensformen 
möglich sind. Das führt dazu, dass hier von den 
3.500 Heimplätzen im Johanneswerk 17,5 % an  
Alleinstehende vergeben sind. Der Ehepartner, 
von dem ich vorhin sprach, hat eine durchschnitt-
liche Verweildauer von 19 Monaten, der Single 
bleibt 42 Monate. Für jeden Single, für den sich 
die Einrichtungsleitung entscheidet, entscheidet 
sie sich gleichzeitig statistisch gegen zwei mit 
einem lebenden Ehepartner. Diese Entwicklung 
könnte zugespitzt auf eine Pflegetriage hinaus-
laufen, wenn gesamtgesellschaftlich nicht ausrei-

BIOSKOP-Interview

»Soziales neu gestalten«

Das Wort SONG wird auch als 
Abkürzung genutzt, sie steht 
für »Soziales neu gestalten«. 
So nennt sich ein bundeswei-

tes Netzwerk von Akteuren 
der Sozialwirtschaft, dabei 

sind unter anderem das 
Kuratorium Deutsche Alters-
hilfe, die Bank für Sozialwirt-
schaft, die Bremer Heimstif-

tung und das evangelische 
Johanneswerk. Dessen 

stellvertretender Geschäfts-
führer Bodo de Vries ist auch 

Vorstandsvorsitzender von 
SONG. Auf der Homepage 

www.netzwerk-song.de stehen 
interessante Publikationen 

und Stellungnahmen, bei-
spielsweise das Impulspapier 

»Ohne Solidaritäten geht es 
nicht!«, das eine »Neuaus-
richtung der Gesundheits-

politik in der Alten- und Be-
hindertenhilfe« fordert. Oder 
die Dokumentation »Vielfalt 

leben«, die »Anregungen 
und Praxisbeispiele für das 
Älterwerden und Teilhaben 
im Quartier« beschreibt. In 
Vorbereitung ist zudem ein 

ausführliches Thesenpapier 
zur Zukunft der Altenpflege in 
Deutschland. Das Papier soll 
Handlungsbedarfe beschrei-
ben und Lösungsvorschläge 
für eine nachhaltige Pflege-

reform unterbreiten.
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→

»Ethische Reflexion«

Digitale Technologien dringen 
zunehmend auch in den 
Alltag der Pflege vor. Einen 
ausführlichen Katalog mit 
Fragen zur »ethischen Re-
flexion« des erwogenen oder 
bereits vollzogenen Einsatzes 
einer digitalen Innovation hat 
das Institut für Mensch, Ethik 
und Wissenschaft (IMEW) 
erstellt. »Ein Gespräch auf 
der Grundlage von Fragen«, 
erklärt das IMEW, »hilft da-
bei, zu entscheiden, ob eine 
Anwendung eingeführt wer-
den soll oder welche Gestal-
tungsmöglichkeiten es gibt, 
damit die Technik ›gut‹ funk-
tioniert.« Welche – vielfälti-
gen – Fragen zu stellen, zu 
bedenken und zu diskutieren 
sind, beschreibt das Institut 
in einer 36-seitigen Broschü-
re; die Themenpalette reicht 
von Vor- und Nachteilen einer 
digitalen Anwendung über 
die (veränderte) Rolle der 
Pflegekräfte bis zu Fragen 
von Gerechtigkeit, Selbst-
bestimmung, Teilhabe und 
Privatheit der Menschen, die 
auf gute Pflege angewiesen 
sind. Fragenkatalog und Bro-
schüre, verfasst von Katrin 
Grüber, Elena Loevskaya und 
Vanessa Ossino, wurden im 
Rahmen eines vom Bundes
forschungsministerium 
geförderten Projektes ent-
wickelt; Adressat*innen sind 
vor allem Beschäftigte und 
Führungspersonal in Pflege-
einrichtungen. Interessant ist 
die Publikation aber auch für 
die häusliche Pflege sowie 
für alle Menschen, die über 
das Für und Wider digitaler 
Techniken im Pflegebereich 
strukturiert nachdenken wol-
len. Die Broschüre steht auf 
der Homepage www.imew.de  
des Instituts, das seine Arbeit 
Ende 2023 beenden wird  
(→ Interview mit Katrin Grüber 
im newsletter Behinderten
politik). 

chend Versorgungsplätze zur Verfügung stehen.
BIOSKOP: Zur Qualität der Pflege: Kann der  
Medizinische Dienst diese effektiv kontrollieren?
DE VRIES: Es gibt ein neues Qualitätssystem, das 
ziemlich transparent ist. Zu diskutieren ist, wie 
hier die Prioritäten gesetzt sind. Ist erfasst, was 
für die zu Pflegenden tatsächlich von Bedeutung 
ist? Viel wichtiger bei dieser Frage ist jedoch 
nicht der Medizinische Dienst der Krankenkassen,  
sondern die Kommune, wenn zum Beispiel eine 
Behörde feststellt, dass die Pflegeeinrichtung 
gar nicht das notwendige Personal hat oder mit 
einem Höchstmaß an Leiharbeitern wirtschaftet. 
Die Leiharbeiterin kennt das lokale Milieu nur 
oberflächlich. Das belastet die angestellten Mit-
arbeitenden. Das zu erkennen und damit umzu-
gehen ist sowohl für die Einrichtung als auch für 
die Kontrolleure ein Riesenproblem. Was macht 
dann die Kommune? Herkömmlicherweise hätte 
sie gesagt: Die Mitarbeitenden sind nicht in der 
Form vorhanden, wie es notwendig wäre. Also 
machen wir hier einen Belegungsstopp. Das war 
früher eine Bedrohung für die Einrichtungen. 
Heute stellt dieses Szenario möglicherweise auch 
für die Kommunen eine zunehmende Bedrohung 
dar, weil die Gesamtversorgung einer Stadt damit 
in Frage gestellt werden könnte.
BIOSKOP: Alle klagen über Fachkräftemangel. 
Was heißt das für das Johanneswerk?
DE VRIES: Wir sind längst in einer Situation, wo 
wir anfangen, die Babyboomer zu verrenten. Das 
sind die Geburtenjahrgänge von 1956 bis 1969. 
Von den 7.300 Mitarbeitern des evangelischen 
Johanneswerks sind 3.850 Pflegefachkräfte oder 
Pflegehilfskräfte. Bis 2033 werden von diesen 
1.150 Mitarbeitende verrentet. Wir versuchen, 
durch Qualifizierung und Integration von Men-
schen mit Migrationshintergrund das personelle 
Loch zu stopfen. Möglicherweise ist es sogar 
naiv, dieses Ziel zu erreichen. Ohne dieses Ziel ist 
jedoch eine zweite Priorität erst recht reine Spe-
kulation: nämlich Versorgungsleistungen für eine 
Gesellschaft übernehmen zu können, in der eine 
steigende Anzahl hilfs- und pflegebedürftiger 
Menschen zu erwarten ist. Diese Herausforde-
rung muss dringend gesamtgesellschaftlich und 
politisch in den Mittelpunkt der Betrachtung. 
BIOSKOP: Wie bewerten Sie die Pflegereform des 
Bundesgesundheitsministers?
DE VRIES: Herr Lauterbach hat mit einer Pflege-
reform eigentlich noch gar nicht begonnen. Was 
wir im Moment haben, ist eine Verschlimmbes-
serung. Die derzeitigen Reformen helfen den 
Heimbewohnern finanziell nur auf Grundlage 
der Verweildauer. Nach drei Jahren in der Ein-
richtung bekommen sie vom pflegebedingten 
Aufwand – eines von drei Finanzierungselemen-
ten – 75 % von der Pflegekasse erstattet. Davon 
profitieren die wenigsten, denn 77 % sind nach 

36 Monaten in einem Altenheim bereits verstor-
ben. Es profitiert nur eine kleine Gruppe, von 
denen über 90 % Sozialhilfeempfänger sind. Wer 
profitiert, sind die Kommunen, was ihnen zu 
gönnen ist. Das ist nur die falsche Botschaft. Die 
Kommunen müssten eigentlich Geld für weitere 
Reformen einsetzen. Zum Beispiel: Wie können 
wir dem in der eigenen Häuslichkeit verbliebenen 
Ehepartner unter welchen Bedingungen helfen? 
Oder: Unter welchen Rahmenbedingungen kön-
nen Singles in ihrer eigenen Häuslichkeit bleiben? 
Der Single hat ja keinen Lebenspartner, der ihn 
im Alltag unterstützen kann.

BIOSKOP: Was halten Sie von einer Pflegevoll-
versicherung, die Verbände wie der Paritätische 
fordern?

DE VRIES: Das ist ein schöner Traum, der aber 
nicht realistisch ist. Ich hätte ja schon Spaß, wenn 
die Pflegeversicherung tatsächlich – wie von 
Norbert Blüm immer behauptet – eine Teilkasko-
versicherung wäre. Das ist sie nicht. Bei meiner 
Teilkaskoversicherung bezahle ich für die Scheibe 
meines Autos 300 Euro, wenn sie kaputtgeht. Der 
ganze Rest für die neue Scheibe wird von meiner 
Versicherung getragen. Bei der Pflegeversiche-
rung ist es genau umgekehrt. Da zahlt die Pfle-
geversicherung einen feststehenden Betrag und 
der Bewohner der Einrichtung zahlt einen immer 
höheren Eigenanteil. Immer wenn die Kosten für 
die Einrichtung, für das Personal erhöht werden, 
steigen die sogenannten Pflegesätze. Die Pflege-
versicherung schafft es im Moment nicht einmal, 
den Inflationsausgleich sicher zu stellen. Für den 
Einzelnen müsste das Pflegerisiko kalkulierbar 
sein. Das wäre eine echte Teilkaskoversicherung.  

BIOSKOP: Was bedeutet hier kalkulierbar?

DE VRIES: Kalkulierbar könnte ja heißen, der 
Einzelne weiß, wenn ich pflegebedürftig werde, 
dann werden die Kosten ein bestimmtes Niveau 
nicht überschreiten. Das wird Sockel-Spitze-
Tausch genannt. Ich könnte mir vorstellen, dass 
der pflegebedingte Aufwand in keinem Fall 600 
Euro überschreitet, nicht 1.400 Euro wie im Mo-
ment. Diese 600 Euro müssten Heimbewohner 
nicht länger als zwei Jahre bezahlen. Die anderen 
Bestandteile, etwa für das Gebäude, den Son-
derbau, kann ich nicht den Einzelnen über eine 
Höhe von einer durchschnittlichen Miete hinaus 
in Rechnung stellen. Die Kosten für Unterbrin-
gung und Verpflegung können den Bewohnern 
im Umlagesystem in Rechnung gestellt werden. 
Jemand, der das nicht bezahlen kann, wird mit 
ergänzenden Hilfen über die Sozialhilfe unter-
stützt. Bislang wird alles über die Umlage bezahlt. 
Das überfordert den Einzelnen. Bald wird man 
in neueröffneten Heimen Eigenanteile von 6.000 
Euro zahlen müssen. Was in diesem System pas-
siert, ist politisch verantwortungslos. Das Elend, 
was dieses System produziert, ist unerträglich.�
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Di. 10. Oktober, 19 Uhr
München (Evangelische Stadtakademie,
Herzog-Wilhelm-Straße 24)
ӹӹ Homo Digitalis

Vortrag
»Die digitale Revolution«, stellt die Münchner 
Stadtakademie fest, »durchdringt immer mehr 
Lebensbereiche. Wir werden künftig immer 
mehr Zeit vor Displays verbringen und unser 
Fühlen, Denken und Handeln wird dadurch 
nachhaltig beeinflusst.« Welche Folgen das 
hat, will der Münchner Psychologe und Psy-
chotherapeut Johannes Hepp erläutern – und 
auch, »wie wir selbstbestimmt und selbstwirk-
sam gegensteuern können«. Hepp referiert im 
Rahmen der »9. Münchner Woche für Seelische 
Gesundheit«.

Fr. 13. Oktober, 10 Uhr – Sa. 14. Oktober, 13 Uhr
Kassel (Universität, Campus Center, Moritz-
straße 18)
ӹӹ Suizidprävention in der Gesellschaft

Kongress
Die Deutsche Gesellschaft für Suizidpräventi-
on (DGS) erkundet auf ihrem Herbstkongress 
»die gegenseitigen Einflussfelder von Indivi-
duum und Gesellschaft in der Suizidpräventi-
on«, Interessierte sind willkommen. Zahlreiche 
Referent*innen wirken mit, thematisiert werden 
zum Beispiel: gesellschaftliche Dimensionen 
von Suizid und Suizidalität, Netzwerke der Sui
zidprävention, der Diskurs um den assistier-
ten Suizid und mediale Berichterstattung über 
Selbsttötungen (→ Seite 3). 
Anmeldung online: www.suizidprophylaxe.de/

Fr. 3. November, 9.30 – 17.15 Uhr
Berlin (Ver.di-Bildungszentrum Clara Sahlberg, 
Koblanckstraße 10)
ӹӹ Ungewollte Kinderlosigkeit

Fachtag
Der Arbeitskreis Frauengesundheit (AKF) be-
leuchtet den »Mythos der grenzenlosen Mach-
barkeit und die Schattenseiten der Reproduk-
tionsmedizin« – aus aktuellem Anlass: Die 
Ampel-Regierung lässt derzeit von Fachleuten 
untersuchen, ob »Eizellspende« und »Leihmut-
terschaft« künftig auch in Deutschland gesetzlich 
zugelassen werden sollen. Beim AKF-Fachtag 
mit vielen Vorträgen wird auch diskutiert, »ob im 
Namen der Selbstbestimmung die Körper ande-
rer Frauen benutzt werden dürfen und ob die so 
entstandenen Kinder zur Ware werden würden«.
Anmeldung beim AKF: Telefon (030) 863 933 16

Do. 9. November, 9 Uhr – Fr. 10. November, 
12.30 Uhr
Tutzing (Evangelische Akademie Tutzing, 
Schlossstraße 2+4)
ӹӹ Wer soll’s machen?

Tagung
»Im Kontext der gesellschaftlich diskutierten Sui
zidassistenz«, schreibt die Tutzinger Akademie, 
»haben wir die Aufgabe, über Bedingungen und 
Konsequenzen sorgfältig nachzudenken.« Im Fo-
kus der Tagung stehen »Rollen und Verantwor-
tungen« bei der Hilfe zur Selbsttötung. Unter die 
Lupe genommen wird, mit Hilfe diverser Vor-
tragender, das »Wie und Wer« sowie »die (Rah-
men-) Bedingungen einer potenziell möglichen 
Suizidassistenz«.
Anmeldung bei der Akademie,  
Telefon (08158) 251-0

Mi. 22. November, 11 – 18.15 Uhr
Berlin (Villa Donnersmarck, Schädestr. 9-13)
ӹӹ Perspektive Behinderung in Ethik, 

Wissenschaft und Praxis
Fachtag

Ende 2023 beendet das Institut Mensch, Ethik 
und Wissenschaft (IMEW) seine Arbeit (→ news- 
letter Behindertenpolitik), nach 22 Jahren. Zum 
Abschluss zieht das IMEW im Rahmen eines 
Fachtages Bilanz und blickt auch nach vorn, 
erörtert werden wichtige Fragen, zum Beispiel: 
»Hat sich die Behindertenbewegung im bioethi-
schen Diskurs Gehör verschaffen können? Wie 
sieht die Zukunft perspektivischer und partizi-
pativer Forschung aus?« Wer hier mitreden will, 
ist herzlich eingeladen.
Infos und Anmeldung online: www.fdst.de/
fachtag2023

Do. 23. November, 11 Uhr – Fr. 24. November, 
12.50 Uhr
Halle (Leopoldina-Vortragssaal, Jägerberg 1)
ӹӹ Die Autorität der Wissenschaften  

auf dem Prüfstand
Symposium

Die Nationale Akademie der Wissenschaften, 
in Fachkreisen bekannt auch als Leopoldina, 
weiß aus Erfahrung: »Die Autorität der Wis-
senschaften wurde und wird immer wieder in 
Frage gestellt.« Ihr öffentliches Symposium mit 
zahlreichen Referent*innen fragt nun, »wie mit 
welcher Autorität ›gute‹, methodisch gerecht-
fertigte und relevante Wissenschaft in Entschei-
dungen umgesetzt werden kann und wie diese 
Umsetzung kommuniziert wird«.
Anmeldung auch via E-Mail: politikberatung@
leopoldina.org


